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Mit ihren Entscheidungen über fast 750 Anträge aus allen
berufs- und gesellschaftspolitischen Bereichen werden die
Delegierten des dbb und der dbb tarifunion die Weichen für
eine moderne, zukunftsorientierte Verwaltung stellen – für
eine Verwaltung, deren Leistung anerkannt, für eine Verwal-
tung, deren Zukunft durch verlässliche Grundlagen gesichert
wird. Unter diesen Aspekten betrachtet, ist das Motto des
Gewerkschaftstages „Leistung anerkennen. Zukunft gestal-
ten.“, mehr als eine Formel: Sie ist Programm.

Bundeskanzlerin Angela Merkel wird eine Ansprache vor
dem Plenum des Gewerkschaftstages halten, und Vorsitzen-
de und Generalsekretäre der im Deutschen Bundestag ver-
tretenen Parteien werden neben Bundesinnenminister Wolf-
gang Schäuble und dem saarländischen Ministerpräsidenten
Peter Müller als Vizepräsident des Bundesrates auf einer öf-
fentlichen Veranstaltung das Wort an Delegierte und Gäste
richten. Dies belegt nicht nur die hohe Wertschätzung, die
der dbb als Gesprächs- und Verhandlungspartner bei den po-
litisch Verantwortlichen in Bund und Ländern genießt, son-
dern zeigt deren Bereitschaft, sich der Diskussion mit dem
dbb zu stellen. Über tragfähige Kompromisse auf der Grund-
lage der Beschlüsse der dbb Gewerkschaftstage 2007 wird
im Einzelnen zu verhandeln sein.
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Leistung anerkennen.
Zukunft gestalten.
Der dbb und die dbb tarifunion führen vom 25. bis 28. Novem-
ber 2007 im Convention Center des Berliner Estrel Hotels ihre
Gewerkschaftstage durch. Insgesamt sind es über 800 stimm-
berechtigte Delegierte, die die Grundlinien der weiteren ge-
werkschaftspolitischen Arbeit für die kommenden Jahre fest-
legen und mit der Bundesleitung des dbb und dem geschäfts-
führenden Vorstand der dbb tarifunion die Führungsspitze
des dbb neu wählen werden.
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Die Rentenversicherung ist auf di
dbb magazin

Die Deutsche Rentenversiche-
rung Bund betreut rund 25
Millionen Erwerbstätige. Sie
entstand aus dem Zu-
sammenschluss der BfA und
des VDR: Ist die deutsche
Rentenversicherung nach die-
ser umfangreichen Reform
leistungsfähiger geworden?

Rische
Mit dem Gesetz zur Organisa-
tionsreform in der Rentenver-
sicherung wurden im Jahr
2005 entscheidende Weichen
für die Zukunft gestellt. Die
Bundesversicherungsanstalt
für Angestellte, die Landes-
versicherungsanstalten für
die Arbeiter und die Renten-
versicherungsträger für die
Bergleute, die Bahnbeschäf-
tigten und die Seeleute ha-
ben sich zum 1. Oktober 2005
unter dem gemeinsamen
Dach der Deutschen Renten-
versicherung zusammenge-
schlossen. Durch Fusionen
von Rentenversicherungsträ-
gern wurde ihre Zahl deutlich
reduziert: Von ursprünglich
26 auf 16 bis Anfang näch-
sten Jahres. Nicht mehr zeit-
gemäße Regelungen, wie die
Unterscheidung zwischen 
Arbeitern und Angestellten,
wurden aufgehoben und die
organisatorische Struktur der
Rentenversicherung erheblich
optimiert. Ziel der Reform ist
es, bis 2010 zehn Prozent der
ohnehin schon sehr niedrigen
Verwaltungskosten in der
Rentenversicherung einzu-
sparen.

dbb magazin
„Die Rente ist sicher!“ prog-
nostizierte 1994 der damali-
ge Sozialminister Norbert
Blüm „zum Mitschreiben“ –

>

>

>

und irrte sich. Was sagen Sie
den Beitragszahlern heute,
Herr Rische?

Rische
Zur gesetzlichen Rentenversi-
cherung gibt es keine sinnvol-
le Alternative. Das gesetzli-
che Rentensystem ist überaus
flexibel und konnte durch 
diverse Reformen immer wie-
der an die sich ändernden ge-
sellschaftlichen Herausforde-
rungen angepasst werden.
Die Rentenversicherung hat
zwei Weltkriege, Inflation
und Wirtschaftskrisen sowie
die Währungsreform von
1948 überstanden, während
kapitalgedeckte Systeme
weitgehend ihren Wert verlo-
ren haben. Kein kapitalge-
decktes Alterssicherungssys-
tem wäre in der Lage gewe-
sen, im Zuge der Herstellung
der Deutschen Einheit rund
vier Millionen Renten zu
übernehmen. Die Rentenver-
sicherung ist aber auch auf
die künftigen Herausforde-
rungen vorbereitet. Mit den
Rentenreformen der letzten
Jahre wurde schon sehr früh-
zeitig auf die anstehende de-
mographische Entwicklung
reagiert und die Rentenversi-
cherung damit auch für die
Zukunft auf eine solide Basis
gestellt. Auch künftig bleiben
die Beiträge zur Rentenversi-
cherung bezahlbar. Rechnete

>

man Ende der achtziger Jahre
noch mit einem Anstieg des
Beitragssatzes allein für die
Rentenversicherung auf rund
40 Prozent, so wird heute für
2030 ein moderater Beitrags-
satzanstieg auf rund 22 Pro-
zent erwartet. Gleichzeitig
sinkt das künftige Leistungsni-
veau der gesetzlichen Renten-
versicherung durch die Re-
formmaßnahmen der letzten
Jahre. Die Rente wird für die
meisten Menschen aber auch
zukünftig deutlich über dem
Sozialhilfeniveau liegen. Und
wichtig ist dabei: Auch für die
künftigen Jahrgänge wird es

nach unseren Berechnungen
im System der gesetzlichen
Rentenversicherung eine posi-
tive Rendite geben. Unsere
Renditeberechnungen werden
von unabhängigen Instituten
bestätigt, wie etwa vom Sach-
verständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung oder der
Stiftung Warentest.

dbb magazin
Wie sehen Sie die Zukunftsaus-
sichten der älteren Generation:
Müssen Senioren sich in ab-

>

Dr. Herbert Rische, 
Präsident der 

Deutschen 
Rentenversicherung 

Bund 
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> Info

DDrr..  HHeerrbbeerrtt RRiisscchhee,,  

Präsident der Deutschen Rentenversicherung Bund,
Jahrgang 1947, studierte von 1969 bis 1973 Rechtswis-
senschaften in Freiburg, Berlin und Genf und absolvier-
te seine Referendarzeit 1974 bis 1976 beim Landgericht
Freiburg. Von 1977 bis 1978 amtierte er als Richter
beim Sozialgericht Stuttgart. Rische promovierte 1978
zum Thema „Ausgleichsansprüche zwischen Sozialleis-
tungsträgern“. 1978 bis 1988 war er beim Verband
Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR), zuletzt als
Hauptabteilungsleiter und verantwortlich für die ge-
meinsam von den Rentenversicherungsträgern betrie-
bene Datenstelle (DSRV) tätig. 1988 bis 1991 war er
Mitglied der Geschäftsführung, von 1991 bis 2005 Prä-
sident der BfA. In seine Zuständigkeit fielen unter an-
derem die Bereiche Finanzen und Vermögen, Rehabili-
tation und die Zentrale Zulagenstelle für Altersvermö-
gen (ZfA). Seit Oktober 2005 amtiert Rische als Präsi-
dent der Deutschen Rentenversicherung Bund. �

sehbarer Zeit auf ein noch hö-
heres Eintrittsalter in den Ru-
hestand einstellen, auf noch
geringere Alterseinkünfte nach
noch höheren Beitragsleistun-
gen?

Rische
Die Anhebung der Regelalters-
grenze vom 65. auf das 67. Le-
bensjahr stellt das abschlie-
ßende Element eines langjäh-
rigen Reformprozesses zur An-
passung der Alterssicherung
an den demografischen Wan-
del dar. Die Maßnahme trägt
dazu bei, in einem ausgewoge-
nen Verhältnis zwischen den
Generationen die finanzielle
Grundlage und die Leistungs-
fähigkeit der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nachhaltig zu
festigen. Die Anhebung der Re-
gelaltersgrenze erfolgt schritt-
weise vom Jahr 2012 bis zum
Jahr 2029. Erst für Geburts-
jahrgänge ab 1964 ist die neue
Regelaltersgrenze von 67 Jah-
ren erreicht. Durch diese lange
Übergangszeit wird sicherge-

>

stellt, dass erst künftige Jahr-
gänge von der Neuregelung
betroffen sind und genügend
Zeit verbleibt, sich auf die ge-
änderten Altersgrenzen einzu-
stellen. Allerdings sind nicht
nur die Beitragszahler, sondern
auch die heutigen Rentnerin-
nen und Rentner von den Ren-
tenreformen der letzten Jahre
betroffen. Mehrfache Verände-
rungen der Rentenanpas-
sungsformel wirken sich
dämpfend auf die Rentenan-
passungen aus. Aber auch
nach den Rentenreformen wird
die Rente steigen, allerdings
nicht mehr so stark wie in der
Vergangenheit. Dies führt
langfristig dazu, dass ver-
glichen mit den Löhnen das Ni-
veau der Renten sinken wird.
So wird auch die heutige Rent-
nergeneration an der finanziel-
len Konsolidierung der gesetz-
lichen Rentenversicherung be-
teiligt.

dbb magazin
Was raten Sie jungen Men-
schen, die am Anfang ihres Be-

>

rufslebens stehen: Gönnt
Euch etwas, oder spart ab so-
fort auf Eure Rente?

Rische
Je früher mit der zusätzlichen
Altersvorsorge begonnen
wird, desto mehr Geld wird
später ausgezahlt. Hier
macht sich der Zinseszinsef-
fekt deutlich bemerkbar. Wer
etwa 50 Jahre jeden Monat
100 Euro zu einem Zinssatz
von fünf Prozent anlegt, hat
über 265 000 Euro zusammen
– obwohl er insgesamt nur
60 000 Euro eingezahlt hat.
Im Rahmen der „Riester-Ren-
te“ wird die zusätzliche Al-
tersvorsorge auch noch durch
staatliche Zulagen gefördert.
Um gerade junge Menschen
über die Altersvorsorge auf-
zuklären, hat die Deutsche
Rentenversicherung die Infor-
mationskampagne „Renten-
blicker“ gestartet. Informa-
tionen gibt es unter
„www.rentenblicker.de“.

dbb magazin
Es gibt inzwischen Angebote
für Zusatzrenten wie Sand
am Meer. Wie trennt man –
grundsätzlich betrachtet –
die Spreu vom Weizen?

Rische
Eine allgemeine Regel gibt es
hier leider nicht. Die Auswahl
des richtigen Vorsorgepro-
duktes ist eine sehr indivi-
duelle Entscheidung, die von
den jeweiligen Lebensum-
ständen und Sicherungszie-
len des Einzelnen abhängt.
Vor Abschluss eines Vorsorge-
vertrages sollte man sich um-
fassend informieren. Infor-
mationen zu dem Thema gibt

>

>

>

die Deutsche Rentenversiche-
rung. Hier stehen die Aus-
kunfts- und Beratungsstellen
und unser kostenloses Servi-
cetelefon 0800 1000 4800 zur
Verfügung. Ergänzt wird das
Angebot durch Broschüren
und unser barrierefreies
Internetangebot sowie durch
Kurse an den Volkshochschu-
len unter dem Namen „Al-
tersvorsorge macht Schule“.

dbb magazin
Vor fast zehn Jahren haben
Sie im Interview mit dem dbb
magazin erklärt, dass es
„mittelfristig ein Nullsum-
menspiel“ sei, Beamte in die
gesetzliche Rentenversiche-
rung einzubeziehen. Hat sich
ihre Auffassung angesichts
der finanziellen und demo-
grafischen Entwicklung in-
zwischen geändert?

Rische
Die Einbeziehung von zusätz-
lichen Personenkreisen ent-
lastet die gesetzliche Renten-
versicherung auf lange Sicht
nicht, da eingezahlte Beiträge
auch immer Rentenansprü-
che erzeugen. Mir geht es
aber nicht um die Einbezie-
hung von Beamten oder an-
deren Personengruppen, die
in eigenständigen Alterssi-
cherungssystemen abgesi-
chert sind. Notwendig ist die
Einbeziehung jener Gruppen
von Erwerbstätigen in den 
Sicherungsschutz der gesetz-
lichen Rentenversicherung,
die bislang nicht obligato-
risch gesichert sind und bei
denen Sicherungsdefizite im
Alter nicht auszuschließen
sind, zum Beispiel kleine
Unternehmer und Solo-
Selbstständige. �

>

>
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> Handschlag nach der Unterzeichnung: Michael Sommer, Wolfgang
Schäuble und Peter Heesen (von links).

Die Bundesregierung und die gewerkschaft-
lichen Spitzenorganisationen haben eine neue
Modernisierungs- und Fortbildungsvereinbarung 
„Für Innovationen, Fortbildung und Führungs-
kräfteentwicklung in der Bundesverwaltung“ 
geschlossen. Bundesinnenminister Wolfgang
Schäuble, dbb Chef Peter Heesen und DGB-
Vorsitzender Michael Sommer setzten am 
5. Oktober 2007 auf einer Fachtagung im dbb
forum berlin ihre Unterschriften unter die 

Vereinbarung. 

„Lebenslange Fortbildung ist
nicht nur ein Schlüsselfaktor
für beruflichen Erfolg, sondern
auch wesentliche Vorausset-
zung für eine bürgerorientier-
te, moderne und effiziente Ver-
waltung“, sagte dbb Chef Peter
Heesen vor den rund 400 Teil-
nehmern des Kongresses, der
unter dem Motto „Bildungs-
controlling in der Bundesver-
waltung“ stand. Die Tagung
wurde gemeinsam von Bun-
desinnenministerium, dbb 
beamtenbund und tarifunion
sowie Deutschem Gewerk-
schaftsbund (DGB) veranstal-
tet und von der dbb akademie
organisiert.

„Um die Herausforderungen zu
meistern, vor denen die Bun-
desverwaltung heute und in
Zukunft steht, ist die Bereit-
schaft des Einzelnen zu lebens-
begleitendem Lernen ebenso
notwendig wie eine wirksame
Förderung von Weiterbildung
durch Bundesregierung und
Gewerkschaften“, unterstrich
Heesen. 

Herausforderung 
Demographie

Ein Grund sei die demographi-
sche Entwicklung. Angesichts
des steigenden Anteils älterer
Beschäftigter sei gezielte Fort-

>

bildung notwendig, um Wis-
sen und Fähigkeiten genera-
tionsübergreifend zu erhalten
und fortzuentwickeln. „Zu-
gleich machen stetige Fortbil-
dungsmöglichkeiten den öf-
fentlichen Dienst attraktiv für
junge, qualifizierte Nach-
wuchskräfte, die dringend ge-
braucht werden“, sagte Hee-
sen. Der dbb Chef warnte er-
neut davor, die Personalstärke
im öffentlichen Dienst noch
weiter zu verringern. „Eine
wirksame Verwaltungsmoder-
nisierung ist nicht zu machen,
wenn die Beschäftigten immer
mehr an Aufgaben erledigen
und zugleich de facto Einkom-
mensverluste hinnehmen
müssen.“ 

Fortbildung ist
Personalentwicklung

Die Modernisierungs- und
Fortbildungsvereinbarung gilt
für die obersten Bundesbehör-
den und deren nachgeordnete
Behörden. „Fortbildung wird
darin nicht länger nur als
Pflicht der Beschäftigten, son-
dern auch als wesentlicher Teil
einer im Interesse der Mitar-
beiter liegenden Personalent-
wicklung festgeschrieben“,
hob Heesen hervor. 

Zudem wird es einen regelmä-
ßigen Informationsaustausch
zwischen den Gewerkschaften
und dem Bundesinnenministe-
rium über die praktische Um-
setzung der Vereinbarung ge-
ben. 

Auch Bundesinnenminister
Schäuble, der vor den Kon-
gressteilnehmern „Zehn Orien-
tierungspunkte“ zur Moderni-
sierung der dienstlichen Fort-
bildung entwarf, sagte: „Über
alle Divergenzen hinweg, die
es gelegentlich zwischen Ar-
beitgebern und Gewerkschaf-

>

ten gibt, besteht in einem zen-
tralen Punkt vollkommene Ei-
nigkeit: Wir brauchen hoch
qualifizierte und hoch moti-
vierte Beschäftigte, um die
Leistungsfähigkeit des öffent-
lichen Dienstes im Interesse
der Bürger zu sichern und zu-
kunftsfähig zu machen.“ Des-
halb müsse das lebenslange
Lernen gefördert und auch die
mittlere und höhere Führungs-
ebene einbezogen werden. Zu-
dem sei eine umfassende Kon-
trolle der Fortbildung notwen-
dig. DGB-Chef Sommer plädier-
te für die Einführung eines re-
gelmäßigen Bildungsberichts,
der die Fortschritte in der
dienstlichen Fortbildung doku-
mentiert. 

Autorität statt
autoritär 

Auf großes Interesse stießen
die Bildungsexperten Dieter
Frey (Universität München) und
Reinhold Weiß (Bundesinstitut
für Berufsbildung) mit ihren
Fachvorträgen. Prof. Frey ging
der Frage „Braucht die öffent-
liche Verwaltung eine neue
Führungskultur?“ auf den
Grund. Dabei appellierte er an
Führungskräfte: Fragen Sie Ihre
Mitarbeiter, wie sie geführt
werden wollen, lassen Sie
Heterogenität von Talenten zu,
sorgen Sie für permanente faire
und kritische Reflexion der Ar-
beit im Team und bedenken
Sie: Wer Autorität hat, braucht
nicht autoritär zu sein. Prof.
Weiß informierte über Erkennt-
nisse und Empfehlungen zum
Bereich Evaluation, Qualitätssi-
cherung und Controlling in der
Weiterbildung. 

Handlungsbedarf im Bereich
der dienstlichen Fortbildung
machte auch die Runde auf
dem Podium in ihrer Diskussion
aus. Fazit: Sollen die aktuellen
und künftigen Herausforde-
rungen von der Bundesverwal-
tung gemeistert werden, sind
Dienstherren und Beschäftigte
dabei gleichermaßen gefordert.

cok

>

Neue Fortbildungsvereinbarung für die Bundesverwaltung: 

Lebensaufgabe: Lernen
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Peter Heesen 
wurde 60 
Am 8. Oktober 2007 feierte dbb Chef Peter Heesen in Berlin
seinen 60. Geburtstag. Mehr als 200 Gäste waren der Einla-
dung der dbb Bundesleitung zum Empfang im International
Club Berlin gefolgt – unter ihnen Bundesinnenminister Wolf-
gang Schäuble und Bundesjustizministerin Brigitte Zypries,
DGB-Vorsitzender Michael Sommer und ver.di-Chef Frank
Bsirske, der ehemalige Bundesinnenminister Otto Schily, 
Spitzen der Bundestagsfraktionen, hochrangige Vertreter von
Politik, Wirtschaft und Medien, so ZDF-Intendant Markus
Schächter, sowie zahlreiche gewerkschaftliche Weggefährten.

Frank Stöhr, dbb Vize und 1. Vorsitzender der dbb tarifunion,
würdigte den Jubilar als einen „Rheinpreußen“, der immer
mit 100 Prozent Engagement, Kompetenz, Durchsetzungs-
willen, aber auch Humor seine Aufgaben angeht. „Er ist Ein-
zelkämpfer und Teamplayer zugleich“, sagte Stöhr, und das
Motto „agieren statt reagieren“ verstehe er als Selbstver-
pflichtung. Peter Heesen sei mutig in die Offensive gegangen
und habe dem dbb ein neues, modernes Gesicht gegeben:
„Heute sind wir offensiver Mitgestalter der Arbeitswelt im
öffentlichen Dienst.“     

Wolfgang Schäuble bescheinigte Peter Heesen, er sei nie ein
falscher Fuffziger gewesen und sei nun ein echter Sechziger
geworden. Zudem könnten Beobachter angesichts des ener-
gischen dbb Einsatzes für eine zukunftstaugliche Dienst-
rechtsreform den Eindruck gewinnen, hier hätten sich die
Verhältnisse verkehrt und die Gewerkschafter zeigten sich 
reformfreudiger als die Politiker.

Die dbb magazin Redaktion schließt sich den Gratulanten an
und wünscht weiterhin Kraft, Gesundheit, Glück und Erfolg. 

> Gelöste Stimmung beim Geburtstagsempfang: Peter Heesen
mit Bundesjustizministerin Brigitte Zypries.
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Bürgerbefragung öffentlicher Dienst 2007:

Mehrheit für starken Staat
Um dem schlechten Image des öffentlichen Dienstes in Deutschland
Fakten entgegenzustellen, hat der dbb eine „Bürgerbefragung
öffentlicher Dienst 2007“ in Auftrag gegeben. Die daraus resultie-
renden Einschätzungen, Erfahrungen und Erwartungen haben dbb
Bundesvorsitzender Peter Heesen und forsa-Chef Manfred Güllner
am 11. Oktober 2007 in Berlin vorgestellt.

> Info

Für die Untersuchung befragte die
forsa Gesellschaft für Sozialfor-
schung und statistische Analysen
zwischen dem 23. Mai und 12. Juni 
2007 insgesamt 2 008 Bürgerinnen
und Bürger und 1045 Beschäftigte
im öffentlichen Dienst, davon 497
Beamte und 548 Tarifbeschäftigte.
Der dbb hat die Ergebnisse der 
Umfrage als Broschüre unter dem
Titel „Bürgerbefragung öffentlicher
Dienst. Einschätzungen, Erfahrun-
gen und Erwartungen“ veröffent-
licht. Umfrageergebnisse im Inter-
net unter www.dbb.de.

> Der dbb Bundesvorsitzende Peter Heesen (rechts) interpretierte die Ergebnisse der Studie, die er gemeinsam
mit forsa-Chef Manfred Güllner (links) vorstellte. 

Seit Jahren haben die Kollegin-
nen und Kollegen unter ver-
breiteten Vorurteilen über ihre
mangelnde Leistungsfähigkeit
und vermeintliche Privilegien
zu leiden: „Es ist höchste Zeit,
diesen Negativklischees mit
Tatsachen zu begegnen“, sagte
Heesen. So würden die Be-
schäftigten, vor allem die Be-
amtinnen und Beamten, für
die Konsequenzen einer ver-
fehlten Politik verantwortlich
gemacht. „Wie die Untersu-
chung zeigt, sind im Gegensatz
zum schlechten Gesamtimage
des öffentlichen Dienstes die
persönlichen Erfahrungen der
Menschen mit der Verwaltung
weit überwiegend positiv. Mit
dem abstrakten Begriff ‚Beam-
ter’ verbinden 61 Prozent der

Befragten negative, 50 Pro-
zent neutrale und nur sechs
Prozent positive Assoziatio-
nen“, sagte Heesen. Dabei
existiere das Negativklischee
„Beamter“ völlig losgelöst
vom tatsächlichen Ansehen
des Feuerwehrmannes, von
Polizisten, Lehrern, Kranken-
schwestern oder Müllmän-
nern. Sowohl der Anteil der im
öffentlichen Dienst Beschäf-
tigten an der Gesamterwerbs-
bevölkerung als auch der Be-
amtenanteil im öffentlichen
Dienst würden deutlich über-
schätzt.
Bürger und Mitarbeiter glei-
chermaßen kritisierten Über-
regulierung, Stellen- und Leis-
tungsabbau im öffentlichen
Dienst. Eine Mehrheit der Bür-

ren sie ihn mit ihren Steuergel-
dern“, sagte Heesen. Weitere
Privatisierungen staatlicher
Dienstleistungen – etwa bei
Haftanstalten, Schulen oder
Krankenhäusern – wurden von
den Bürgern mehrheitlich ab-
gelehnt, im Bereich der Polizei
beispielsweise von 97 Prozent.

Der dbb Chef verwahrte sich
gegen Beamtenschelte aus Po-
litikermund: „Diese ist umso
unerträglicher, je mehr damit
von eigenen Versäumnissen
abgelenkt werden soll. Gerade
weil die Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes für die Po-
litiker den Kopf hinhalten, ver-
dienen sie deren Respekt und
Unterstützung.“ Die Umfrage
habe zudem gezeigt, dass 82
Prozent der Kolleginnen und
Kollegen im öffentlichen
Dienst wachsende Einkom-
mensrückstände gegenüber
der Privatwirtschaft beklagen.
„Leider zu Recht“, so der dbb
Chef, „denn in den vergange-
nen Jahren sind durch Nullrun-
den, Weihnachts- und Urlaubs-
geldkürzungen sowie Arbeits-
zeitverlängerungen Reallohn-
verluste von mehr als 20 Pro-
zent eingetreten. Das muss
sich nun endlich ändern.“

ger von 66 Prozent wünsche
sich einen starken Staat. „Da-
rauf haben die Menschen An-
spruch – schließlich finanzie-
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> Info

Einkommensrunde 2008:

Tarif Sonderheft
Mit einer Sonderausgabe zur Ein-
kommensrunde 2008 ist das Ma-
gazin der dbb tarifunion Tacheles
erschienen. Das Heft erläutert die
Forderungen zur Tarifrunde 2008
detailliert aus den allgemeinen
wirtschaftlichen Rahmendaten
und der konkreten tarifpolitischen
Situation im öffentlichen Dienst.
Ausgewählte Artikel des Sonder-

hefts können im Internet unter www.tarifunion.dbb.de herunter-
geladen werden.

Ende September 2007 fand in Fulda die Auftakt-
veranstaltung der Tarifverhandlungen zur neuen
Entgeltordnung mit Bund und Kommunen statt.
In der Oktoberausgabe des dbb magazins wurde
ausführlich über die Verhandlungen zur Eingrup-
pierung im Rahmen des Tarifvertrages für den öf-
fentlichen Dienst (TVöD) berichtet. Die darauffol-
genden Tarifverhandlungen werden voraussicht-
lich 2008 beginnen und neben der Einkommens-
runde 2008 das tarifpolitische Geschehen des
nächsten Jahres bestimmen.

Auch mit den Ländern stehen
die Verhandlungen über eine
neue Entgeltordnung im Rah-
men des Tarifvertrages für den
öffentlichen Dienst der Länder
(TV-L) bevor. Ein konkreter Ter-
min für die Aufnahme der Ver-
handlungen steht noch nicht
fest. Die Tarifgemeinschaft
deutscher Länder (TdL) beobach-
tet die Verhandlungen zwischen
den Gewerkschaften sowie
Bund und Kommunen allerdings
sehr aufmerksam. Die dbb tarif-
union hat bereits im Juni 2007
eine grundsätzliche Positions-
bestimmung zum Thema Ein-
gruppierung gegenüber den 

Arbeitgebern von Bund, Län-
dern und Kommunen formu-
liert und zu Verhandlungen
aufgefordert. Die Bildungsge-
werkschaften des dbb wurden
im März 2007 aufgefordert, 
ihre Positionen zur Eingruppie-
rung der Lehrkräfte darzulegen.
Da diese jetzt vorliegen, befas-
sen sich die zuständigen Gre-
mien der dbb tarifunion mit
den jeweiligen Vorschlägen. 

Grundsätzliche 
Forderungen

So wird sich die Facharbeits-
gruppe Lehrkräfte in ihrer näch-
sten Sitzung im Dezember

>

2007 intensiv mit dem Thema
Eingruppierung auseinander-
setzen. 

Die dbb tarifunion fordert be-
züglich der Eingruppierung von
Lehrkräften grundsätzlich:

Die Lehrkräfte sollen in Abhän-
gigkeit von ihrer Ausbildung
und der entsprechenden Tätig-
keit eingruppiert werden. Lehr-
kräfte, die nicht über die Quali-
fikation, die für die jeweilige
Lehrtätigkeit erforderlich ist,
verfügen, sollen nach einer ent-
sprechenden Lehrtätigkeit in
die Entgeltgruppe eingruppiert
werden, in die sie bei Besitz der
erforderlichen Qualifikation
von Anfang an eingruppiert
wären. 

Lehrkräfte mit einer Ausbildung
nach dem Recht der DDR sollen
in die Entgeltgruppe eingrup-
piert werden, die dem jeweili-
gen Abschluss entspricht. Lehr-
kräfte sollen bei auszuübender

höherwertiger Tätigkeit oder bei
besonderen schulbezogenen
Aufgaben entsprechend höher
gruppiert werden. Und schließ-
lich soll die vor dem Inkrafttre-
ten der Entgeltordnung für Lehr-
kräfte gegenüber der Eingrup-
pierung aufgrund des bisheri-
gen Eingruppierungsrechts gün-
stigere Eingruppierung vor dem
Inkrafttreten der Entgeltord-
nung für Lehrkräfte nicht be-
rührt werden (Besitzstands-
schutz). 

Nach Auffassung der dbb tarif-
union muss noch vor der Eröff-
nung der Einkommensrunde
2008 eine Verständigung mit
den öffentlichen Arbeitgebern
über die Grundlagen einer neu-
en Entgeltordnung erzielt wer-
den. Eines muss den Beteiligten
klar sein: Ohne eine Einigung
über die grundsätzlichen Fragen
kann ein Eingruppierungssys-
tem von speziellen Berufsgrup-
pen nicht zum Erfolg führen. �

Eingruppierung von Lehrkräften:

Einigung 
erzielen

Pfiffe für Berlins Innensenator Ehrhart Körting
Im Streit um einen Tarifvertrag für die Beschäftigten des Landes Berlin haben
mehr als 200 Beschäftigte ihre Proteste am 10. Oktober 2007 gegen die Blockade-
haltung des Senats fortgesetzt. Aktueller Anlass war die Personalrätekonferenz
des Hauptpersonalrats des Landes Berlin. Ihren Unmut, den auch Innensenator
Ehrhart Körting bei seiner Ankunft zu spüren bekam, haben die Mitglieder der
Fachgewerkschaften von dbb tarifunion und dbb berlin vor dem Veranstaltungs-
ort demonstriert. „Der Senat verweigert den Beschäftigten die Einkommenser-
höhung von 2,9 Prozent und die drei Einmalzahlungen von je 300 Euro, die die
Kolleginnen und Kollegen in anderen Bundesländern und Kommunen erhalten!“,
rief Joachim Jetschmann, Vorsitzender des dbb berlin, den Demonstranten zu.
Diese quittierten die harte Haltung des Senats mit Pfiffen und Buhrufen. Der 
Senat sieht weiterhin keinen Spielraum für eine Entgeltsteigerung in Berlin. dbb 
tarifunion, dbb berlin und ihre Mitgliedsgewerkschaften werden jetzt über das
weitere Vorgehen beraten.
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Beamte auf Teilzeitbasis ...
... dürfen nur dann eingestellt werden, wenn sie das ausdrücklich
wünschen. Ohne die Zustimmung des Betroffenen ist die gesetzli-
che Anordnung der Teilzeitbeschäftigung verfassungswidrig. Das
hat am 28. September 2007 das Bundesverfassungsgericht in
Karlsruhe entschieden (Az.: 2 BvF 3/02). Gegenstand der Klage
war ein Paragraf im niedersächsischen Beamtengesetz. Dort
konnten Beamte seit 1997 in ein Teilzeit-Beamtenverhältnis von
drei Vierteln der regelmäßigen Arbeitszeit eingestellt werden. Da-
gegen hatten Betroffene geklagt. Die Vorschrift verstoße gegen
den vom Grundgesetz vorgeschriebenen Grundsatz der „Hauptbe-
ruflichkeit und der amtsangemessenen Alimentation“, hieß es in
der Begründung. Das Bundesverfassungsgericht hat damit die
Auffassung des dbb voll bestätigt, dass die Einstellungsteilzeit
den hergebrachten Grundsätzen des Beamtentums widerspricht.

In der öffentlichen Verwaltung hat es im ver-
gangenen Jahr deutlich weniger Korruptions-
straftaten gegeben als zuvor. Das geht aus dem
vom Bundeskriminalamt (BKA) veröffentlichten
„Bundeslagebild Korruption 2006“ hervor.
„Während die Fälle in der Privatwirtschaft spür-
bar zugenommen haben, ist laut BKA-Statistik
in der öffentlichen Verwaltung ein gegensätz-
licher Trend erkennbar“, sagte der stellvertre-
tende dbb Bundesvorsitzende Heinz Ossen-
kamp am 26. September 2007 in Hamburg.

Auch in den Kommunalbehör-
den ist die Zahl der Korrup-
tionsfälle von 1 321 auf 502
deutlich gesunken. Das sei –
angesichts von mehreren hun-
derttausend Beschäftigten in
diesem Bereich – eine erfreuli-
che Entwicklung, sagte Ossen-
kamp, der auch Chef der komba
gewerkschaft ist, mit Blick auf
eine in der „Bild“-Zeitung (Aus-
gabe vom 26. September 2007)
veröffentlichte Meldung.
Aber auch wenn laut BKA eine
zunehmende Sensibilität und
gesteigerte Wahrnehmung für
das Phänomen und dessen gra-
vierende schädliche Auswirkun-
gen zu erkennen sei, bleibe der

Kampf gegen Korruption ein
wichtiges Anliegen des dbb. Je-
der Einzelfall von Korruption im
öffentlichen Dienst sei ein Fall
zu viel. Ossenkamp warnte in
diesem Zusammenhang vor
„Sparmaßnahmen um jeden
Preis“. Diese seien eine ernst zu
nehmende Gefahrenquelle.
Denn wenn es aus Kostengrün-
den üblich werde, dass ein Mit-
arbeiter sowohl für die Auf-
tragsvergabe als auch für die
Ausführung und Rechnungs-
kontrolle zuständig ist, begüns-
tige das den Missbrauch, der
zwingend unterbunden werden
müsse. Laut BKA war die Ver-
gabe öffentlicher Aufträge 

(970 Fälle), insbesondere bei
Bauvorhaben (219) und bei
Beschaffungen (75), häufig
Ziel von Korruptionshandlun-
gen. Ferner waren behördliche
Dienstleistungen (842) und
sonstiges Verwaltungshan-
deln (504) betroffen. Insge-
samt hatten BKA und  Landes-
polizeidienststellen im ver-

gangenen Jahr in Privatwirt-
schaft und öffentlicher Verwal-
tung 6 895 Korruptionsstrafta-
ten und damit 53 Prozent weni-
ger als im Vorjahr (14 689) re-
gistriert. Die Anzahl der Ermitt-
lungsverfahren hingegen war
mit rund 1 600 gegenüber dem
Vorjahr nahezu konstant ge-
blieben. �

Korruptionsfälle in der öffentlichen
Verwaltung:

Stark 
rückläufig



dbb > aktuell

> dbb magazin | November 2007

e
in

k
o

m
m

e
n

sp
o

li
ti

k

12

Mindestlohn:

Beitrag zum sozialen Frieden
Der dbb hat an die Arbeitgeber appelliert, sich
allgemeinverbindlichen Mindestlöhnen in
Deutschland nicht länger in den Weg zu stellen.
Bundesvorsitzender Peter Heesen begrüßte am
27. September 2007 auf dem Gewerkschaftstag
der Kommunikationsgewerkschaft DPV
(DPVKOM) in Bonn den für die Postbranche ver-
einbarten Mindestlohn-Tarifvertrag. „Mit der
Vereinbarung eines vernünftigen Mindestlohns
hat der Arbeitgeberverband Postdienste seine
Bereitschaft bewiesen, Verantwortung für die
Beschäftigten und damit auch für die Gesamt-
gesellschaft zu übernehmen. Daran sollten sich
andere Arbeitgeber ein Beispiel nehmen“, sagte
Heesen.

Auch in anderen Branchen
könne es nicht angehen, dass
Unternehmen ihren Beschäf-
tigten selbst bei Vollzeittätig-
keit Löhne zahlen, die nicht zur
Existenzsicherung reichten.
Dies führe nicht nur zu
Negativentwicklungen auf
dem Arbeitsmarkt, sondern
auch bei den Sozialversiche-
rungssystemen. „Ob der sozia-
le Frieden in Deutschland Be-
stand hat, hängt nicht zuletzt
entscheidend davon ab, ob
Menschen mit Vollzeitjob von
ihrem Verdienst auch ihre Fa-
milien ernähren können“, gab

Heesen zu bedenken. Dafür
könnten Mindestlöhne – bei
allem Respekt für branchen-
spezifische Besonderheiten –
sehr wohl die geeignete Vo-
raussetzung sein. Heesen füg-
te hinzu: „Wenn die Tarifpar-
teien sich nicht darauf einigen
können, steht hier der Gesetz-
geber in der Pflicht.“ Schon bei
ihrem Eintritt in den öffent-
lichen Dienst – auch wenn sie
inzwischen bei Unternehmen
wie Deutscher Telekom AG,
Deutscher Post AG und Deut-
scher Postbank AG arbeiteten
– sei den Beschäftigten klar,

dass es hier nicht um das
ganz große Geld und die 
steile Karriere gehe. Aber so-
wohl Beamte als auch Arbeit-
nehmer in diesen Bereichen
hätten auch kein Mönchsge-
lübde über ewige Armut ab-
gelegt. Und sie erwarteten 
eine langfristige, stabile be-
rufliche Perspektive. Diese

trage nicht zuletzt zur Loyalität
gegenüber dem Unternehmen
bei. Vorständen dürfe es des-
halb nicht ausschließlich um
den Shareholder Value gehen,
mahnte Heesen: „Sie haben
auch eine Verantwortung für
ihre Belegschaft und die sozial
ausgestaltete Gesamtgesell-
schaft.“ �

> Info

Beamte auf Lebenszeit...
... dürfen kein Führungsamt auf Zeit übernehmen. Eine entspre-
chende Regelung im nordrhein-westfälischen Beamtenrecht
widerspreche der Verfassung, urteilte das Bundesverwaltungsge-
richt in Leipzig am 27. September 2007 (AZ: BVerwG 2 C 21.06.
u. a.). Das Lebenszeitprinzip gelte auch für die Ämter. Durch die
Übertragung des Amtes auf Lebenszeit solle der Beamte vor Beein-
flussungen geschützt werden. Bei einer Befristung bestehe für Be-
amte in Führungspositionen die Gefahr, dass sie bei wichtigen Fra-
gen taktisch entscheiden – nämlich danach, was am ehesten zu 
einer Verlängerung ihrer Amtszeit führt. Damit hat das Bundesver-
waltungsgericht die Auffassung des dbb bestätigt, der stets die
Vergabe von Führungspositionen an Beamte auf Zeit für nicht mit
der Verfassung vereinbar gehalten hat. Abschließend muss sich
das Bundesverfassungsgericht mit dieser Frage beschäftigen. �

> Arbeit im Call-Center: Anstrengend, anspruchsvoll und oft schlecht
bezahlt.
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Besoldungskürzungen ...
... müssen Beamte von ihrer Besoldung zum Aufbau von Rückla-
gen für ihre Altersversorgung hinnehmen. Das entschied das
Bundesverfassungsgericht am 16. Oktober 2007. Seit 1999 wer-
den die Anpassungen von Beamtengehältern um 0,2 Prozent ab-
gesenkt; Bund und Länder bilden mit diesem Geld Rückstellungen
für die Altersversorgung. Der dbb erneuerte seine Kritik an diesem
Vorgehen. Zwar liegen die Kürzungen nach Einschätzung des Ge-
richts im Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers, sie seien jedoch
ein Verstoß gegen das Prinzip der Bindung der Versorgungsent-
wicklung an die Besoldung. �

Treffen mit dem Vorstand
des neuen Spitzenverbandes
Bund der Krankenkassen
Als Teil der Gesundheitsreform hat der Gesetzgeber zum 1. April
2007 eine neue Körperschaft des öffentlichen Rechts mit dem Na-
men „Spitzenverband Bund der Krankenkassen“ geschaffen. Des-
sen Verwaltungsrat hat in mehreren Etappen Ende September ei-
nen dreiköpfigen Vorstand bestellt, dem bisherige Verbandsvor-
stände aus Ersatzkassen, AOK und Betriebskrankenkassen ange-
hören. Der stellvertretende dbb Bundesvorsitzende und Vorsitzen-
de der Gewerkschaft der Sozialversicherung (GdS) Klaus Dauder-
städt (links) kam am 8. Oktober 2007 im Domizil des Spitzenver-
bandes im Spreekarree, Berlin, mit Dr. Doris Pfeiffer, Johann-Mag-
nus von Stackelberg und Karl-Dieter Voß zu einem ersten Spitzen-
gespräch zusammen. Dabei wurden eine aufgabengerechte Perso-
nalausstattung, die Zukunft der bisherigen Kassenverbände, die
künftige Tariflandschaft wie die Aufstellung einer Dienstordnung
sowie die Einrichtung einer Personalvertretung erörtert. Die GdS
hat sich zugleich als zuständige Fachgewerkschaft dem Spitzen-
verband für eine Tarifpartnerschaft angeboten. �

Dienstrechtsneuordnungsgesetz:

Koalition verpasst
Reformchance
Die Bundesregierung hat am 17. Oktober 2007
das Dienstrechtsneuordnungsgesetz beschlos-
sen, mit dem die Einkommens- und Beschäfti-
gungsbedingungen für die mehr als 360 000
Bundesbeamten und Soldaten neu geregelt wer-
den. Der dbb kritisierte diesen Beschluss. „Damit
hat der Bund die Möglichkeit zu einer wirklichen
Reform des Beamtenrechts fahrlässig ungenutzt
gelassen“, sagte dbb Chef Peter Heesen.

Die Bundesregierung werde ih-
rem eigenen Reformanspruch
nicht gerecht. In der Koalitions-
vereinbarung von 2005 heißt es
ausdrücklich: „Wir wollen die
Leistungsbezogenheit des
Dienstrechts und einen flexib-
len Personaleinsatz weiter för-
dern und ein Besoldungsrecht
schaffen, mit dem individuelle
Leistung besser gewürdigt wer-
den kann.“

Heesen erinnerte daran, dass
die Gewerkschaften bereits im
Oktober 2004 einen Master-
plan für eine durchgreifende Er-
neuerung des Dienstrechts auf
den Tisch gelegt und auch in
der Diskussion des Gesetzent-
wurfs immer wieder auf Män-
gel hingewiesen hatten. „Vor al-
lem fehlen im nun beschlosse-
nen Gesetzentwurf neue Ansät-
ze in der Leistungsbezahlung,
die für die Motivation der 
Beschäftigten und die Nach-
wuchsgewinnung so dringend

benötigt werden und die im Ta-
rifbereich bundesweit längst
installiert sind. Auch die ange-
strebte Förderung der Mobilität
zwischen öffentlichem Dienst
und Privatwirtschaft ist auf der
Strecke geblieben – es fehlt ein
Konzept zur Mitnahme von Ver-
sorgungsansprüchen“, kritisier-
te Heesen.

Einziger positiver Schritt sei der
Verzicht auf die bisher beab-
sichtigte Absenkung der Ein-
gangsbesoldung um zehn Pro-
zent. Das wäre nicht nur ekla-
tant ungerecht gewesen, son-
dern hätte auch die Nach-
wuchsgewinnung untermi-
niert. Der dbb hat die Fraktio-
nen des Deutschen Bundesta-
ges zu einer umfassenden Dis-
kussion unter Beteiligung der
Gewerkschaften aufgefordert:
„Das gemeinsame Ziel müssen
wirksame Reformschritte hin zu
einem wirklich modernen
Dienstrecht sein.“ �
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Wir bewegen mehr als Wasser – reklamiert
die KWL – Kommunale Wasserwerke Leipzig
GmbH selbstbewusst für sich – und das zu
Recht. Als Querverbundunternehmen, das in
Leipzig und Umland rund 610 000 Menschen
nicht nur mit Trinkwasser versorgt, sondern
auch deren Abwasser entsorgt, zählt das
kommunale Unternehmen zu den Ausnah-

meerscheinungen in der Wasserbranche. Dass
zur KWL fünf Tochterunternehmen gehören,
die alle dem (wasser-)blauen Bereich verbun-
den sind, dass die Unternehmensgruppe
schwarze Zahlen schreibt, grüne Landwirt-
schaft betreibt und ihren Kundenkreis mit
moderaten Preisen erfreut, passt da gut ins
Selbstverständnis.

Ein Mädchenpensionat? Der
Landsitz eines sächsischen
Kaufmannes aus der Zeit vor
dem Ersten Weltkrieg? Oder
doch eher ein exklusives Sana-
torium der Vergangenheit, wo
es in Vollmondnächten spukt?
Die Spekulationen über die Ge-
heimnisse des einsam gelege-
nen, sorgfältig restaurierten
Gebäudes hinter dem Hoch-
wasserschutzdamm des Flüss-
chens Mulde zerfallen beim 
Näherkommen zu nichts. 
Ein Zaun sichert das Gelände,
Schilder warnen vor unbefug-
tem Betreten: Hinter der denk-
malgeschützten Fassade arbei-

tet seit 1912 ein Wasserwerk.
Heute fördert die Kommunale
Wasserwerke Leipzig GmbH,
kurz KWL, hier in Canitz, rund
30 Kilometer östlich von Leip-
zig, einen Teil des Trinkwassers,
mit dem sie rund 610 000 Men-
schen in der Messestadt und 
ihrem Umland versorgt. Nach
den Modernisierungen in den
Jahren 1999 und 2003 läuft
hier alles nach dem neuesten
Stand der Technik. Aus 234
Bohrbrunnen wird Grundwas-
ser mithilfe von Vakuumpum-
pen in einen Sammelbrunnen
gepumpt und anschließend zu
Trinkwasser aufbereitet – voll-

automatisch und in geschlosse-
nen Verfahrensschritten. „Besu-
cher, die am Tag der offenen Tür
nach Canitz kommen, sind im-
mer überrascht, dass sie hier im
Wasserwerk gar kein Wasser zu
Gesicht bekommen,“ erklärt Jar-
no Wittig, Leiter der KWL-Unter-
nehmenskommunikation. So
bleiben die Geschehnisse im
Haus hinter dem Muldedamm
also doch geheimnisvoll ...

Trinkwasser ist
ein Lebensmittel 

Auch im wenige Kilometer ent-
fernt gelegenen, 1943 in Betrieb
genommenen Wasserwerk

>

Thallwitz ist auf den ersten Blick
kein Wasser auszumachen; nur
dicke, meist blaue oder graue
Rohre und Messgeräte, die zum
Beispiel die Leistung der Pumpen
anzeigen oder den Wasserdruck.
Im gesamten Gebäude mischen 
sich Summen, Brummen und
Rauschen zu einem Geräusch-
pegel, der ahnen lässt, welche
Urgewalt durch die mit starken
Schrauben verbundenen Leitun-
gen tobt. 
Gebändigt wird der Wasser-
strom, der in Thallwitz von 
144 Rohrbrunnen aus zehn bis 
17 Meter Tiefe hinaufgepumpt
wird, von zwei Beschäftigten pro

Kommunale Wasserwerke Leipzig:

Im blauen Bereich
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Schicht. Schon einige Male hat
der Maschinist die auf vier Eta-
gen verteilten Stationen der
Wasseraufbereitung in seiner
Schicht überprüft. Von ganz
oben, wo das aus den Brunnen
gepumpte Rohwasser durch Dü-
sen geblasen wird, um es zu ent-
säuern und mit Sauerstoff zu
belüften, zur ein Stockwerk da-
runtergelegenen Filteranlage, in
deren mit Kiessand gefüllten 
Becken sich Eisen und Mangan
absetzen und das Rohwasser als
Reinwasser eine weitere Etage
tiefer in den Reinwasserbehälter

sickert. Jeder Verfahrensschritt
wird sowohl am Monitor wie
auch im Betrieb inspiziert. Das
gilt auch für die Restentsäue-
rung und die Entkeimungsan-
lagen: Claus Schober und seine
Kollegen wissen, wie viel Sorg-
falt der Prozess der Wasserver-
edlung verlangt. „Was durch die-
se Leitung das Werk verlässt, ist
Trinkwasser“, sagt der Maschi-
nist und deutet auf ein Rohr im
Durchmesser von 60 und einer
Wandstärke von drei Zentime-
tern. „Und Trinkwasser ist ein 
Lebensmittel.“

Leipziger sind 
keine Duschmuffel 

Lebensmittel und Mittel zum
Leben: Wenn es um Trinkwasser
geht, ist die Grenze fließend
und die Nachfrage groß. Pro
Jahr versorgt die KWL ihre Kun-
den mit über 33 Millionen Ku-
bikmetern Trinkwasser; pro Tag
sind 98 000 Kubikmeter davon
unterwegs im Leipziger Lei-
tungsnetz, das rund 5 500 Kilo-
meter umfasst. Gut zwei Drittel

> Wasserbedarf den Verbrauch
erhöht.

Öko-Kartoffeln aus
dem Wassergut

Da (Trink-)Wasser nun mal für
alles da ist, für Babyfläschchen
und Suppentöpfe, für Blumen-
kannen und Badewannen
ebenso wie für Toilettenspülun-
gen und Industriebetriebe, sind
die Versorger in der Pflicht, das
von ihnen verbreitete Trinkwas-

>

des Wassers stammt aus den
Grundwasserreservoirs des ur-
zeitlichen Muldeflussbettes
östlich der Messestadt, in des-
sen Einzugsbereich die KWL-
eigenen Großwasserwerke 
Canitz ,Thallwitz, Naunhof 1
und 2 sowie das Wasserwerk
Belgershain gehören. Der Rest
wird über eine Fernwasserver-
bindung aus dem Ostharz zu-
geführt. Pro Tag und Person
liegt der Wasserverbrauch in
Leipzig und Umland bei durch-
schnittlich 90 Litern. „Im Ver-
gleich mit den westlichen
Bundesländern, wo der Tages-
bedarf bei 125 bis 127 Litern
pro Person liegt, ist das recht
moderat“, relativiert Jarno Wit-
tig, was – so schränkt er ein –
keinesfalls daran liege, dass die
Leute hier Dusch- oder Bade-
muffel seien: Im Westen sei
mehr Industrie ansässig, deren

ser vor Verunreinigung zu schüt-
zen und seine Qualität ständig
zu kontrollieren. In Deutschland
sind die gesetzlichen Auflagen
für die Trinkwassergewinnung
und -aufbereitung streng: So
sind die Wasserwerke grundsätz-
lich von den in drei Zonen einge-
teilten Wasserschutzgebieten
umgeben. In unmittelbarer Um-
gebung der Brunnen und den Be-
reichen, wo sich das Grundwas-
ser die letzten 50 Tage vor der
Entnahme aufhält (Zonen I und
II), ist Landwirtschaft untersagt. 
Zone III, die das gesamte Ein-
zugsgebiet des Grundwassers
umfasst, soll vor allem vor che-
mischen Verunreinigungen ge-
schützt werden. Das, so weiß
man in der Branche, ist leichter
verordnet als befolgt, zumal
Landwirte im Umgang mit Dün-
gemitteln häufig auch eigene
Vorstellungen haben. Um ihre

> Kontrolle der Wasseraufbereitung: Maschinist Claus Schober weiß,
dass das Lebensmittel Trinkwasser jede Sorgfalt verdient.

> Denkmalgeschütztes Gebäude, hochmodernes Innenleben: 
das 1912 in Betrieb genommene Wasserwerk Canitz.

> Gute Qualität: KWL-Kommunikationsexperte Jarno Wittig löscht im
Wasserwerk Thallwitz seinen Durst mit frischem Trinkwasser.
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> Der Wasserspeicher des 1907 in Dienst gestellten Wasserturms im 
Leipziger Ortsteil Probstheida misst im Durchmesser 14,5 Meter und
ist 11 Meter hoch. Sein Fassungsvermögen beträgt 1 500 Kubikmeter
Wasser – ein Gewicht von 1 500 Tonnen.

> Wasser marsch auf Leipzig: Pro Tag werden von Probstheida aus an die
98 000 Kubikmeter Wasser ins Leipziger Trinkwassernetz eingespeist.

> Kennt das Leipziger Trinkwasser bis ins kleinste chemische Detail: Täg-
lich untersuchen die Leiterin des KWL-Betriebslabors Sonja Riebe und
ihr Team Wasserproben, an die 15 000 Proben jährlich.

Wasserreservoirs zu schützen,
entschied die Geschäftsführung
1991, im Jahr der Gründung der
KWL, die Flächen selbst im öko-
logischen Landbau zu bewirt-
schaften.

„Wir waren damals nach unse-
rem Wissen die ersten, die die-
sen Weg gegangen sind“, erzählt
Jarno Wittig – „und wir haben
diese Entscheidung nicht be-
reut.“ 1994 wurde die „Wasser-
gut Canitz GmbH“ als Tochter-
unternehmen gegründet. Durch
den Verkauf seiner nach den 
Regeln des ökologischen Land-
baus erzeugten Produkte – im
Herbst sind das vor allem Kar-
toffeln und Zwiebeln – an eine
Bio-Marke, erwirtschaftet das

Die Chemikerin leitet das KWL-
Betriebslabor, das sich im Orts-
teil Probstheida, im Schatten
des 1906 erbauten ältesten
noch im Dienst stehenden und
mit einem Fassungsvermögen
von 1 500 Kubikmetern größten
Leipziger Wasserturmes befin-
det. Zehn Mitarbeiterinnen
untersuchen hier täglich, ob die
Eigenschaften der von drei qua-
lifizierten Probennehmern im
KWL-Wassernetz genommenen
Wasserproben den strengen Be-
stimmungen der neuen, 2003
in Kraft getretenen Trinkwas-
serverordnung entsprechen. 

Zwischen 12 000 und 15 000
Trinkwasserproben werden in
Probstheida jährlich unter-

Wassergut nicht nur seit Lan-
gem genug, um finanziell auf ei-
genen Beinen zu stehen. Es hilft
der Muttergesellschaft KWL so-
gar, Geld zu sparen: „Durch die
umweltschonende Bewirtschaf-
tung sind die Nitratwerte im
Grundwasser erheblich gesun-
ken; was wiederum die Kosten
für die Wasseraufbereitung
senkt“, rechnet Wittig.

Wohlschmeckend,
sauber und hart

„Alles, was wir an Chemie pro-
duzieren und in die Welt brin-
gen, kommt zu uns zurück“, gibt
auch Sonja Riebe zu bedenken.

>

sucht. Die zum Teil langwieri-
gen Tests erfordern viel Sorg-
falt. Doch wie oft sie die Was-
serproben in ihren sensiblen
Messgeräten auf der Suche
nach Schadstoffen, Schwerme-
tallen oder Krankheitserregern
rütteln und schütteln – der Ge-
halt an unerwünschten Be-
standteilen ist äußerst gering:
„Das Leipziger Wasser ist wohl-
schmeckend, sauber und hart“,
sagt Laborchefin Sonja Riebe. 

Und in dieser sensorischen
Qualität kommt es nach seiner
bis zu 30 Kilometer langen An-
reise aus den Wasserwerken,
die es in anderthalb Meter 

dicken Rohren zurücklegt, auch
bei den Endverbrauchern an:
via Probstheida. Denn dort wer-
den die Wasserlieferungen ge-
mischt und in die Trinkwasser-
leitungen eingespeist. 

Im Rosental stinkt es 

Am tiefsten Punkt des Leipziger
Stadtgebietes, nur wenige Kilo-

>

meter nordwestlich des Zen-
trums, fließt zusammen, was
die Bürger der Großstadt mit
ihren 90 Litern Trinkwasser lie-
ßen. Dieser Ort birgt kein Ge-
heimnis – trotz seiner romanti-
schen Adresse: Im Rosental, das
Besucher über den Marienweg
erreichen, stinkt es. 80 000 bis
100 000 Kubikmeter Abwasser
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> Gewaltige Wasserschrauben heben das Abwasser in einem der ersten
Schritte des Kärungsprozesses in die Vorklärbecken.

> Gewaschenes Wasser: nach zwei bis drei Tagen Klärprozedur werden
die Becken der Nächklärung erreicht.

> Die Faultürme (im Hintergrund), in denen durch die Vergärung von Klär-
schlamm letztlich Strom erzeugt wird, zählen zu den jüngsten Innovatio-
nen, mit deren Hilfe Daniel Jentzsch, der Leiter des Kärwerks Leipzig-Ro-
sental, die Kosten für die Abwasserentsorgung stabil halten will. Mit Er-
folg: ab 2008 sinken die Abwassergebühren im Schnitt um fünf Prozent.

aus Privathaushalten und In-
dustriebetrieben kommen täg-
lich im Klärwerk Leipzig-Rosen-
tal an. Eine nahezu gleich große
Menge verlässt nach zwei- bis
dreitägigem Reinigungsaufent-
halt in den modernen Klärbe-
cken die großzügige knapp 40
Hektar messende Anlage – die
wie die anderen Kläranlagen in
ihrem Wasserversorgungsge-
biet – ebenfalls zur  KWL gehö-
ren. Trinkwasser und Abwasser
gehören zusammen, deshalb
habe man sich bei der Grün-
dung der KWL entschieden, ei-
nen Querverbund zu schaffen,
der seinen Kunden beide Leis-
tungen anbiete: „Diese Struktu-

rierung bringt uns branchen-
weit Vorteile“, erklärt Jarno Wit-
tig, „unter den rund 6 500 Was-
server- und -entsorgern gibt es
nur wenige, die sich für diesen
Weg entschieden haben.“

Seit Jahren stabile
Wasserpreise

Der Mut zu unorthodoxen Ent-
scheidungen scheint ohnehin
eine Art Markenzeichen der
KWL zu sein. So ist das samt
seiner fünf Tochterunterneh-
men, die auch mit der (wasser-)
blauen Branche zu tun haben,
866 Beschäftigte zählende
Unternehmen „zu 100 Prozent
kommunal aber privatwirt-

>

Abwassergebühren um durch-
schnittlich fünf Prozent ge-
senkt. 

50 Cent pro Person und Tag
zahlen die Leipziger für Trink-
wasser und Abwasser. In ande-
ren Regionen, wo die großen
Energiekonzerne schon im Was-
sergeschäft mitmischen, liegen
die Preise um das Vielfache 
höher. Und doch ist unklar, ob
es reicht, unternehmerisch er-
folgreich zu wirtschaften und
kommunal sozial zu sein – wie
die KWL. Das liegt an dem
Band, das die KWL mit den an-
deren kommunalen Unterneh-
men 

Euro – an ein privates Energie-

unternehmen verkauft werden

sollen. Die Bekanntgabe des in

großer Diskretion vorbereiteten

Geschäftsabschlusses durch

den Leipziger Stadtrat wird für

Mitte Dezember erwartet. Die

Stadtwerke könnten der An-

fang sein. Wenn Leipzig seine

kommunalen Töchter in private

Hände verkauft – könnte auch

das Preisschild für die wirt-

schaftlich gesunde KWL, die

seit Jahren schwarze Zahlen

schreibt, schon ausgestellt

sein. 

Text: Christine Bonath

Fotos: Jan Brenner

schaftlich organisiert“.  In ihrem
Leitbild verpflichtet sich die
KWL zu wirtschaftlichem Han-
deln und unternehmerischem
Erfolg – engagiert sich aber zu-
gleich mit Leidenschaft als
Sponsor und Auftraggeber für
Leipzig und die Region. Durch
unternehmerische Investitio-
nen erzielte Einsparungen
streicht sie nicht als Gewinne
ein – sondern gibt sie an ihre
Kunden weiter. Seit Jahren hal-
ten sie so die Wasserpreise sta-
bil, und da das Klärwerk Rosen-
tal nach der Inbetriebnahme
der neuen Anlage, die aus Klär-
schlamm Strom erzeugt, rund
50 Prozent seines Energiebe-
darfs selbst decken kann, wer-
den ab Januar 2008 sogar die 

verknüpft. Zusammen mit den
Stadtwerken und den Leipziger
Verkehrsbetrieben ist die KWL
ihrerseits Tochterunternehmen
der als kommunale Holding 
organisierten Leipziger Versor-
gungs- und Verkehrsgesellschaft
(LVV), welche die Aktivitäten 
der Stadt im Bereich Energie,
Wasser/Abwasser und Verkehr
steuert. 
Dieses Tafelsilber der städtischen
Daseinsvorsorge steht – wie in
vielen Städten mit vergleichbar
klammer Kasse – auch in Leipzig
zum Verkauf. Zurzeit läuft ein
Bieterverfahren zur Teilprivatisie-
rung der Leipziger Stadtwerke,
die zu 49 Prozent aus der Hol-
ding herausgelöst und – angeb-
lich zum Preis von 360 Millionen
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> Groß, schwer und nicht sehr handlich – Steingeld.

> Euro unter der Lupe – echt oder
falsch? Wasserzeichen, Sicher-
heitsfaden und Durchsichtsregi-
ster geben Aufschluss.

> Kapitalströme der Welt wer-
den von den großen Börsen
geregelt.

> Das Geldmuseum der Bundesbank an der Frankfurter 
Wilhelm-Epstein-Straße.

Geldmuseum der Bundesbank:

Lockruf des Geldes 
Wer nach Nonpekunia reist, hat es nicht leicht.
In diesem Land, der Name sagt es,  muss man
ohne Geld auskommen. Und wie der Besuch ei-
nes Marktes zeigt, kann die ewige Tauscherei
ganz schön nerven. Ein Glück also, dass Nonpe-
kunia reine Fiktion ist und nur im Geldmuseum
der Deutschen Bundesbank in Frankfurt am
Main existiert. Wo man auch sonst allerlei er-
fährt über Geschichte, Herstellung und Funktio-
nen des Geldes, über  Fälschertricks, Währungs-
politik, Euro, Dax und Europäische Zentralbank.  

Dabei ist das 1999 in einem
schmucken Neubau eröffnete
Museum viel mehr als ein her-
kömmliches Münzkabinett.
Denn aus der geldgeschicht-
lichen Sammlung der Bundes-
bank, die mehr als 90.000
Münzprägungen von der Anti-
ke bis zur Gegenwart und
255.000 Geldscheine umfasst ,
wird hier nur ein Bruchteil ge-
zeigt. „Uns geht es um mehr:
Wir wollen auch mit der Funk-
tion des Geldes vertraut ma-
chen, über die Arbeit der Zen-
tralbanken informieren, Instru-
mente und Spielarten der
Geldpolitik  vorstellen“, sagt
Museumsmann Christian Erb,
der sich als Historiker bestens
in der Geschichte von Geld und
Währungspolitik auskennt. 

Medienmix

Dabei probt das Museum den
Spagat. Denn natürlich
wünscht man sich ledermann
als Besucher, vor allem junge
Leute sollen für das wichtige
Thema interessiert werden.
Aber selbst Experten können
hier noch hinzulernen. Erb ver-
weist auf den Medienmix, der
einen „sinnlichen Zugang“ zu
der spröden Materie eröffnet.
Der Besucher wandelt zwi-
schen sechs  Bühnen, auf de-
nen unterschiedliche Themen
„aufgeführt“ werden, und ne-
ben dem Ausstellungsstück in
der Vitrine behaupten sich Vi-
deointerviews, interaktive
Spiele und Quizangebote. Das
Konzept wird angenommen:

>

Jeden Monat kommen etwa
3.000 Besucher, darunter viele
Schulklassen. Es gibt spezielle
Angebote für Grundschulkin-
der, Fortbildungen für Lehrer.
Museumsbesucher zwischen
acht und 16 Jahren werden auf
20-minütige Museumsrallyes
geschickt – auf der Suche nach
Münzen und Noten,  zum The-
ma Preisstabilität oder  Euro-
päische Währungsunion.

Dass verschiedene Kulturen
auf der Welt verschiedene Zah-
lungsmittel nutzten, ist be-
kannt. Rinder, Schafe, Hühner
dienten als Währung, und so
begrüßt mit Pecus  (lateinisch:
das Vieh) ein leibhaftiges,
wenn auch ausgestopftes Rind
den Besucher des Geldmu-
seums. In der Südsee wurde
mit Muscheln gezahlt, in
Mittelamerika mit Kakaoboh-
nen. Auch das Steingeld, zum
Beispiel in Mikronesien ver-
breitet,  zählt zu den vormünz-
lichen Zahlungsmitteln. Die
sehr großen und schweren
Geldsteine mussten teils von
weit her übers Meer herange-
schafft werden und verhalfen
ihren Besitzern zu gehörigem
Prestigegewinn. 

schönheiten unter einer Lupe
parken. Papiergeld ist in aus-
ziehbaren Schubern abgelegt,
die nach der Betrachtung von
selbst wieder in die Wand zu-
rückgleiten. 

Weiter geht es mit Geldher-
stellung früher und heute und
einem Schnellkurs zur Blüten-
lese: Mit welchen Tricks arbei-
ten Fälscher und wie lassen
sich dennoch „echt“ und
„falsch“ sicher unterscheiden?
Bei den aktuellen Euroschei-
nen sorgen dafür unter ande-
rem Wasserzeichen, Sicher-
heitsfaden und Durchsichtsre-
gister. 

Auch wenn der Romancier  
Honoré de Balzac einst meinte

Blütenlese

Einen Eindruck von der Vielfalt
der Münzen und Scheine ver-
mittelt – ganz stilecht – ein
Besuch im Tresor. In dem dunk-
len Raum gibt es helle  Sicht-
fenster, kleine Aufzüge lassen
sich  herauf- und herunterfah-
ren und die reizvollsten Münz-

>
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> Tarifschlichter im Selbstversuch – interaktive Spielangebote finden
großen Zuspruch.

„Geld gilt mir nichts“, scheint
manchem Museumsbesucher
die Frage „Was macht Geld
wertvoll?“ sicher paradox.
Aber genau darum geht es auf
Bühne 2,  um die Grundfragen
von Geldtheorie und -politik.
Merke: Geld muss knapp sein,
wenn es stabil sein soll. Und –
das haben nicht zuletzt die
deutschen Inflationen von
1919 bis 1923 und von 1936
bis 1948 deutlich gemacht –
ohne stabiles Geld keine pros-
perierende Volkswirtschaft
und kein Wohlstand für alle.

Die Hauptverantwortung für
den Geldwert, lernt man wei-
ter, trägt die Zentralbank. Sie
bringt Bargeld in Umlauf, ver-
waltet die Währungsreserven,
ist Dienstleister für Geschäfts-
banken, fungiert als Bindeglied
im bargeldlosen Zahlungsver-
kehr. Und wo, wenn nicht im
Geldmuseum, kann der Besu-
cher sogar am Konferenztisch
des Europäischen Zentralbank-
rats Platz nehmen?

Kanzler oder 
Tarifschlichter sein  

Geht es um Strategien und In-
strumente der Geldpolitik – 
also um Maßnahmen, mit de-
nen der Geldwert stabil gehal-
ten werden soll – sind auch
Konflikte vorprogrammiert:
zwischen Zentralbank, Regie-
rung und Tarifparteien.    

Deshalb heißt es, per Compu-
terspiel in die Rolle als  Bun-

>

deskanzler(in), Zentralbank-
präsident oder Tarifschlichter
zu schlüpfen und so Einfluss
zu nehmen auf Geldwert, Be-
schäftigungspolitik und Ein-
kommen. Im Selbstversuch
bestätigt sich, was Christian
Erb prophezeit hat: „Es ist
nicht leicht, die Wiederwahl
zu schaffen...“ 

Nächstes Thema ist die
Währungspolitik: Wechsel-
kurse, Währungsunion, welt-
weite Handels- und Kapital-
ströme – und wie sie ständig
für Kursschwankungen sor-
gen. Übrigens auch beim Eu-
ro, wenngleich dieser heute
mindestens genauso stabil
ist wie einst die D-Mark.  Da
mutet der Rückblick auf die
Währungsumstellung in Eu-
ropa und die große Skepsis
vieler Deutscher der neuen
Gemeinschaftswährung
gegenüber schon fast nostal-
gisch an.  

Zum Schluss noch ein Blick in
den Museumsshop, wo das
Angebot weit hinausreicht
über mein Haus, mein Boot,
mein Auto. „Verschenken Sie
eine Million!“, heißt es da –
leider nur geschreddertes
Geld in origineller Verpa-
ckung.  Börsenguru André
Kostolany hätte vielleicht
trotzdem seine Freude daran
gehabt, denn er war über-
zeugt: „Wenn es um Geld
geht, gibt es nur ein Schlag-
wort: mehr!“ cok   
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Das Estrel Convention Center in Berlin ist das
größte Hotel- und Kongresszentrum Europas und
wird vom 25. bis 28. November 2007 fest in der
Hand des dbb beamtenbund und tarifunion sein:
Unter dem Motto „Leistung anerkennen. Zukunft
gestalten.“ führen die gewerkschaftlichen Spitze-
norganisationen zeitgleich ihre Gewerkschafts-
tage durch und stellen die politischen Weichen für
die kommenden Jahre. Der großzügig bemessene
Raum wird dringend gebraucht, denn immerhin

sind nicht nur mehr als 1 500 Delegierte, Gast-
delegierte und Gäste beider Gewerkschaftstage
unterzubringen, sondern auch zahlreiche natio-
nale und internationale Repräsentanten aus 
Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften. Darüber
hinaus werden es zahlreiche Medienvertreter 
kritisch begleiten, wenn dbb und dbb tarifunion
ihre politische Marschrichtung festlegen und 
jeweils Bundesleitung beziehungsweise Bundes-
vorstand wählen.

Bereits im Vorfeld des gewerk-
schaftspolitischen Großereig-
nisses werden zahlreiche Sit-
zungen stattgefunden haben,
auf denen Rahmenbedingun-
gen und Details der Gewerk-
schaftstage festgezurrt wor-
den sind, bevor der eigentliche
Tagungsmarathon beginnt:
Am 23. November eröffnet die
Bundesleitung des dbb den Sit-
zungsreigen mit einer Klausur,
gefolgt vom dbb Bundes-
hauptvorstand sowie dem Vor-
stand und der Tarifkommission
der dbb tarifunion am 24. No-
vember.

dbb tarifunion …

In die heiße Phase geht die
Großveranstaltung am 25. No-
vember 2007 zunächst mit
dem Gewerkschaftstag der
dbb tarifunion und den Wah-
len zum neuen Vorstand. Nach
Annahme einer neuen Satzung
stellt sich der bisherige Ge-
schäftsführende Vorstand mit
dem 1. Vorsitzenden Frank
Stöhr (komba gewerkschaft)
und dem 2. Vorsitzenden Willi
Russ (DPVKOM) sowie Helmut
Overbeck als zukünftigem 
Tarifkoordinator und zugleich
stellvertretenden Vorsitzenden
(DSTG) sowie den weiteren
gleichberechtigten Stellvertre-

>

tern Siglinde Hasse (GdS), Sieg-
fried Damm (VDStra) und
Klaus-Dieter Hommel (Ver-
kehrsgewerkschaft GDBA) zur
Wiederwahl. Neu zur Wahl
stellen sich Ulrich Silberbach
(komba gewerkschaft) für den
nicht mehr kandidierenden 
Rüdiger Dittmann (komba ge-
werkschaft) und das bisherige
Mitglied des Geschäftsführen-
den Vorstands Helmut Lieber-
mann (VBE).

… und dbb wählen

Der dbb zieht am 26. Novem-
ber mit der Plenumssitzung
und den Wahlen zur Bundes-
leitung gleich. Für den dbb
stellt sich die bisherige Bun-
desleitung in Form des Bun-
desvorsitzenden Peter Heesen
(DPhV) und seinen Stellvertre-
tern Ilse Schedl (DSTG), Klaus
Dauderstädt (GdS), Heinz 
Ossenkamp (komba gewerk-

> schaft) und Dieter Ondracek
(DSTG) zur Wiederwahl. Weitere
Kandidatinnen und Kandidaten
sind Kirsten Lühmann (DPolG),
Astrid Hollmann (VRFF), Anke
Schwitzer (DSTG),  Klaus Hilger-
Leprich (BDZ) und Rainer Wendt
(DPolG). 

Vor dem Plenum wird auch
Bundeskanzlerin Angela Merkel
sprechen, deren Terminkalender
es ihr leider nicht erlaubt, an der
öffentlichen Veranstaltung teil-
zunehmen. Dennoch lässt die
Bundeskanzlerin es sich nicht
nehmen, den Delegierten ihre
Vision eines modernen öffent-
lichen Dienstes darzulegen.

Die zu treffenden Entscheidun-
gen bei den Wahlen und bei der
Beratung über die Anträge an
den Gewerkschaftstag wiegen
übrigens nicht nur politisch
schwer, sondern auch physisch:
Jeder Delegierte führt eine prall
gefüllte Tasche mit Tagungs-
unterlagen mit sich. Darunter
befinden sich als wichtigste Ent-
scheidungsgrundlage die 529
Anträge an den Gewerkschafts-
tag des dbb, über die die 562
stimmberechtigten Delegierten
befinden werden. Essenziell sind
hierbei die vom dbb Arbeitskreis
„Grundsatz und Bildung“ erar-
beiteten Leitanträge D1 bis D4,

Gewerkschaf
ddbbbb  bbeeaammtteennbbuunndd  uunndd  ttaarriiffuunniioonn::
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mit denen sich der dbb für ein
modernes Dienstrecht mit ei-
ner funktions- und leistungs-
gerechten Bezahlung einsetzt.
Darunter subsummieren sich
unter anderem Forderungen
nach Strukturverbesserungen
in der Besoldung, nach einer
Anhebung der Anwärterbezü-
ge, der Honorierung von Be-
rufserfahrung, nach Leistungs-
bezahlung „on top“ sowie

nach der Mitnahmefähigkeit
von Versorgungsansprüchen.
Die Reform des Laufbahn-
rechts nach den Vorgaben der
Einstiegslaufbahn steht in den
Leitanträgen ebenso vorn auf
der Agenda wie die Forderung
nach dem Ausbau der berufs-
begleitenden Fortbildung.
Weiter beinhalten die Antrags-
hefte mit den laufenden Num-
mern S1 bis S24 grundlegende

satzungsändernde Anträge des
dbb Arbeitskreises Organisa-
tionspolitik.

Orientierungshilfe

Soweit das politische Rüstzeug
zum Gewerkschaftstag. Damit
sich die Delegierten auch räum-
lich orientieren können, bein-
halten die Tagungsunterlagen
alles, was zielstrebige Gewerk-
schafterinnen und Gewerk-
schafter brauchen, um zur rich-
tigen Zeit am richtigen Ort die
richtige Entscheidung treffen zu
können: Angefangen von Zeit-
plänen, Tages- und Geschäfts-
ordnungen über Stimmzettel-
hefte für die stimmberechtig-
ten Delegierten bis hin zu den
29 Seiten starken Tagungshin-
weisen bekommen die Ent-
scheider alles Notwendige an
die Hand, um einen reibungslo-
sen Ablauf des Gewerkschafts-
tages zu ermöglichen. Damit
sich die Delegierten rechtzeitig
einen Überblick verschaffen
können, sind ihnen die für den
dbb in einer praktischen Schul-
tertasche verpackten, gut fünf
Kilo schweren Unterlagen be-
reits im Oktober zugegangen. 

Öffentliche 
Veranstaltung

Medienwirksames Highlight
des Gewerkschaftstages wird
die gemeinsame öffentliche

>

>

Veranstaltung von dbb und dbb
tarifunion am 27. November
sein: Nach der Eröffnung durch
den Bundesvorsitzenden des
dbb werden unter anderem
Bundesinnenminister Wolfgang
Schäuble sowie CDU-General-
sekretär Ronald Pofalla, SPD-
Generalsekretär Hubertus Heil,
der FDP-Vorsitzende Guido
Westerwelle, der Vorsitzende
von Bündnis 90/Die Grünen
Reinhard Bütikofer, die stellver-
tretende Vorsitzende der Bun-
destagsfraktion Die LINKE Petra
Pau und der CSU-Vorsitzende
Erwin Huber zu aktuellen be-
rufspolitischen Themen Stel-
lung beziehen. 

Mittags werden sich die Spitzen
von dbb und dbb tarifunion im
Rahmen einer Pressekonferenz
den Fragen der Journalisten
stellen, es folgen Sitzungen der
sich bis in den Abend hineinzie-
henden dbb Arbeitskreise.

Am 28. November setzt der dbb
seine Gewerkschaftstage mit
einer Plenumssitzung fort, auf
der die Anträge der Landesbün-
de und Mitgliedsgewerkschaf-
ten des dbb zur weiteren Bera-
tung stehen: Zustimmung, Ab-
lehnung oder Arbeitsmaterial
für die neue dbb Bundesleitung
stehen zur Wahl, bis der Ta-
gungsmarathon am späten
Nachmittag offiziell geschlos-
sen wird. �

> Info

Estrel Convention Center – Tagen nach Maß

Europas größter Convention-, Entertainment- und Hotel-
Komplex bietet einzigartige Tagungsmöglichkeiten. Mit
1 125 Zimmern und Suiten ist er Deutschlands größtes 
Hotel.

Das 2 800 Quadratmeter große Atrium verbindet die vier
Flügel des Hotels. Der Servicegedanke „Alles unter einem
Dach“ erschließt sich den Gästen in den großzügigen Räu-
men des Estrel Convention Center, das über optimale Be-
dingungen für Kongresse, Tagungen und Veranstaltungen
jeder Art und Größe verfügt. Das im September 1999 er-
öffnete multifunktionale Kongress- und Tagungszentrum
bietet auf insgesamt 15 000 Quadratmetern Nutzfläche
Raum für Veranstaltungen vom internationalen Politik-
und Wirtschaftsgipfel über Messen und Ausstellungen von
Unternehmen und Verbänden bis hin zu Galaveranstaltun-
gen und Konzerten internationaler Stars. Allein die Con-
vention Hall im Estrel CC besitzt Veranstaltungsraum für
bis zu 6 000 Gäste. Ein 1 000 Quadratmeter großer Saal
und weitere 60 Tagungsräume runden das Bild ab. Zudem
ist das Estrel CC mit modernster Kommunikations-, Hallen-
und Bühnentechnik sowie innovativer Medientechnik aus-
gestattet, die von professionellen, hauseigenen Veranstal-
tungstechnikern eingesetzt werden kann. 

Für den dbb ist das Terrain nicht neu: Bereits 1999 fand der
Gewerkschaftstag im Estrel Convention Center statt.

ts tage 2007
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Fort- und Weiterbildung in der öffentlichen Verwaltung in Osteuropa:

dbb akademie unterstützt das regionale
Bildungszentrum in Timisoara (Rumänien)
Rumänien ist seit dem 1. Januar 2007 neues Mitglied
in der Europäischen Union. Das Land hat nach Ansicht
der Europäischen Kommission in der jüngsten Vergan-
genheit eine Vielzahl von Fortschritten erzielt. Dies gilt
auch im Bereich der öffentlichen Verwaltung. Trotz der
zahlreichen positiven Entwicklungen bleibt jedoch
festzustellen, dass in Rumänien die Verwaltungskraft
deutlich gestärkt, die Verfahren vereinfacht und das
Verwaltungshandeln transparenter gestaltet werden
müssen. Die dbb akademie trägt mit ihrer langjährigen
Projekterfahrung beim Aufbau von Verwaltungs- und
Bildungseinrichtungen zur Unterstützung der öffent-
lichen Verwaltung – insbesondere der Kommunalver-
waltung – in Rumänien bei.

Schon seit vielen Jahren gehört
die Verwaltungsberatung zu den
wichtigen Aufgaben der dbb aka-
demie. In zahlreichen Projekten
im In- und Ausland hat sie um-
fassende Erfahrungen gesam-
melt. Seit Anfang 2007 läuft ein
Projekt in Timisoara, Rumänien,
zur Unterstützung des neu ge-
gründeten regionalen Bildungs-
zentrums, das für die berufliche
Fort- und Weiterbildung der
Mandatsträger und Beschäftig-
ten der regionalen und lokalen
Verwaltungen in Westrumänien
zuständig ist. Timisoara, auch Te-
meswar (ungarisch) oder Te-
meschburg (deutsch) genannt,
ist eine im rumänischen Banat
gelegene Stadt mit etwa 320 000
Einwohnern. Die Projektarbeiten
werden von der Deutschen Ge-
sellschaft für Technische Zu-
sammenarbeit (GTZ) GmbH,
Eschborn, finanziert und sind Be-
standteil des Rumänien-Förder-
programms des Bundesministeri-
ums für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung
(BMZ).

Zentrale Ziele des Projektes sind,
das regionale Bildungszentrum
Timisoara als festen Teil des ru-
mänischen Fortbildungssystems
für den öffentlichen Dienst zu
etablieren und sicherzustellen,

dass die Qualifizierungsaufga-
ben effektiv und effizient wahr-
genommen werden. Der enga-
gierte Leiter des regionalen Bil-
dungszentrums, Herr Boldici, be-
absichtigt sogar mittelfristig,
„die Verwaltungsschule Timisoa-
ra mit deutscher Unterstützung
zur führenden Fort- und Weiter-
bildungseinrichtung der Kommu-
nalverwaltung in Rumänien aus-
zubauen“.

Analyse und Strategie 

Zunächst wurden von Seiten der
dbb akademie im Rahmen einer
ausführlichen Analyse die Stär-
ken und Schwächen, Chancen
und Risiken des regionalen Bil-
dungszentrums ermittelt. Im An-

>

schluss führte die dbb akademie
in Zusammenarbeit mit den ru-
mänischen Partnern eine Analyse
durch, in der der Qualifizierungs-
und Beratungsbedarf der regio-
nalen und kommunalen Verwal-
tungen Rumäniens ermittelt
werden konnte. Als prioritäre
Themen stellten sich unter ande-
rem New Public Management,
Verwaltungs- und Personalma-
nagement, Führung, Kommunal-
finanzen, Regionalplanung,
Stadtentwicklung und Sozialver-
waltung heraus. Ausgehend von
diesen Analyseergebnissen wur-
de gemeinsam für das regionale
Bildungszentrum eine Aufbau-
und Entwicklungsstrategie für
den Zeitraum 2007 bis 2013 
konzipiert. Entsprechend des
ausgearbeiteten Entwicklungs-
konzeptes laufen zurzeit interne
Reorganisationsmaßnahmen.
Dies ist wichtig, damit das regio-
nale Bildungszentrum für den
anspruchsvollen Entwicklungs-
prozess gut gewappnet ist.

Umsetzung der 
Entwicklungsstrategie

Im laufenden Projekt geht es
nunmehr darum, wichtige Berei-
che des erarbeiteten Entwick-
lungskonzeptes gemeinsam um-
zusetzen. Die Projektmaßnah-

>

men werden sich beispielsweise
auf die Qualifizierung von Mitar-
beitern und Dozenten des regio-
nalen Bildungszentrums bezie-
hen. Eine systematische Personal-
entwicklung ist ebenso vorgese-
hen wie die Entwicklung und Um-
setzung eines Dozentenrekrutie-
rungssystems und eines Train-
the-Trainer-Programms. Ebenfalls
auf der Projektagenda steht die
schrittweise Ausweitung des Be-
ratungs- und Qualifizierungsange-
botes der Verwaltungsschule. Die
in diesem Jahr neu ins Programm
aufgenommene „Sommerakade-
mie für Führungskräfte“ war nach
Ansicht von Herrn Boldici ein vol-
ler Erfolg und schnell ausgebucht.
Den Teilnehmern kam es darauf
an, ihre Führungskompetenzen zu
stärken und neue Führungsinstru-
mente wie zum Beispiel Mitarbei-
ter- und Zielvereinbahrungsge-
spräche kennen und anwenden zu
lernen.

Weiterhin geplant ist die Entwick-
lung und Herausgabe von Schu-
lungsmaterialien und Informa-
tionsmaterialien für die Verwal-
tungspraxis. Schließlich soll ein
Netzwerk von nationalen und eu-
ropäischen Bildungsträgern der
öffentlichen Verwaltung zur Nut-
zung zusätzlicher Synergieeffekte
aufgebaut werden.

Fazit: Die dbb akademie beteiligt
sich aktiv an dem Prozess der eu-
ropäischen Integration. Sie stellt
ihr fundiertes Expertenwissen 
zur Verfügung und entwickelt
praxisorientierte und nachhaltige 
Strategien.

Die zuständigen Projektverant-
wortlichen auf deutscher und 
rumänischer Seite sind: 

Dr. Dieter Haschke, 
Tel. (02 28) 81 93-126, E-Mail:
d.haschke@dbbakademie.de

Mirel Petru Boldici, 
Tel. (00 40) 2 56 29 52 64,
E-Mail: mpboldici@yahoo.com
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Tatsache ist: Die Arbeitsbedingungen sind härter geworden, neue
Arbeitsformen und der ständige Rationalisierungszwang führen zu
höheren psychomentalen und sozialen Belastungen. Die Folgen sind
häufig physische und psychische Überbeanspruchung, Burnout, die
Zunahme sozialer Konflikte und geringe emotionale Bindung an den
Arbeitsplatz. 

Demografische Entwicklung und ihre Folgen
Bislang hat man häufig versucht, diesen Auswirkungen durch Ver-
jüngung des Personalbestandes zu begegnen. Aufgrund der demo-
grafischen Entwicklung ist dies oft nur begrenzt möglich – qualifi-
zierte Nachwuchskräfte werden immer seltener. Hinzu kommt, dass
aufgrund längerer Erwerbsbiografien dem Thema Gesundheitsför-
derung eine immer größere Rolle zukommen muss. 

Auch den Arbeitgebern ist längst klar: Gesunde, motivierte und gut
ausgebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind die wichtigste
Ressource eines erfolgreichen Betriebes/Unternehmens. Denn wer
fit ist, kann die Anforderungen des beruflichen Alltags besser meis-
tern. 

Deshalb gehen Arbeitgeber vermehrt dazu über, ein strategisches
Gesundheitsmanagement fest in die Personal- und Organisations-
entwicklung zu verankern. Gesundheitsmanagement hat zum Ziel,
gesundheitlichen Beeinträchtigungen am Arbeitsplatz vorzubeugen,

Gesundheitspotenziale zu stärken und das Wohlbefinden am
Arbeitsplatz zu verbessern. 

Auch die dbb akademie möchte ihren Teilnehmern die Möglichkeit
eröffnen, aktiv die eigene Gesundheit zu stärken und bietet aus dem
Bereich zum Gesundheitsmanagement die folgenden Seminare an:

Stressbewältigung (Q 65gb/08): 
17. bis 19. 6. 2008

Gesundheitsförderung durch Sport, Entspannung und 
Ernährung (Q 66gb/08):
24. bis 26. 6. 2008

Nichtraucherschutz  (Q 67gb/08): 
19. 8. bis 21. 8. 2008

Umgang mit Suchtgefährdeten (Q 68gb/08): 
15. bis 17. 9. 2008

Die Seminare finden jeweils im dbb forum siebengebirge in Königs-
winter-Thomasberg statt. Der Preis (inkl. Übernachtung/Vollpen-
sion) beträgt 255 Euro für dbb Mitglieder und 450  Euro für Nicht-
mitglieder.

Weitere Informationen erhalten Sie bei: Gerlinde Brandt, 
Telefon (0 22 44) 88 22 88, E-Mail: g.brandt@dbbakademie.de.

Neu im Angebot des Jahresprogramms 2008: 

Seminare rund um das Thema Gesundheit
„„GGeessuunndd  zzuu  sseeiinn,,  iisstt mmeehhrr  aallss  nniicchhtt kkrraannkk  zzuu  sseeiinn““  ––  MMaann  kkaannnn  uunndd  mmuussss  aauucchh  eeiinniiggeess  zzuurr  GGeessuunnddhheeiittssfföörrddeerruunngg  ttuunn..
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Generationenvertrag:

Vor dem Aus?
Alte, gebt den Löffel ab! Nachdem seine menschen-
verachtende Bemerkung völlig zu Recht einen Sturm
der Empörung ausgelöst hatte, nahm der Vorsitzende
der Jungen Liberalen seinen Hut. Ärgerlich an der 
Geschichte ist, dass solche effektheischenden Verbal-
attacken auf die Senioren ein legitimes Anliegen der
jungen Generation in Misskredit bringen: ihre Forde-
rung nach „Generationengerechtigkeit“. Dieses neue
Leitbild erobert seit einigen Jahren die politische Agen-
da und macht dem Leitbild der letzten drei Jahrzehnte,
der sozialen Gerechtigkeit, ernsthaft Konkurrenz.

> Info

JJöörrgg  TTrreemmmmeell    studierte Poli-
tologie und Betriebswirt-
schaftslehre und promovier-
te in Soziologie. Er ist Ge-
schäftsführender Vorstand
der Stiftung für die Rechte
zukünftiger Generationen
(SRzG) – (www.srzg.de).

Generationengerechtigkeit hat
durchaus das Potenzial, zum
Wort des Jahres erkoren zu
werden, denn der Begriff wird
immer häufiger verwendet. Der
Siegeszug des Themas erklärt
sich vor allem durch die „Wende
zum Weniger“. Leider sind die
Zeiten vorbei, in denen man
hoffen durfte, dass die Kinder
es einmal besser haben werden
als ihre Eltern. Viele Errungen-
schaften des Wohlfahrtsstaates
gibt es für die jüngere Genera-
tion nicht mehr oder nur noch
in Miniaturausgabe.

In der staatlichen Rentenversi-
cherung erhalten laut Sachver-
ständigenrat die im Jahr 2000
Geborenen eine um 25 Prozent
niedrigere Rendite als der Jahr-
gang 1940. Auch in der Wirt-
schaft und im öffentlichen
Dienst sind die Jüngeren
schlechter gestellt. Während sie
sich in prekären Arbeitsverhält-
nissen von Praktikumsplatz zu
Praktikumsplatz hangeln, po-
chen die Älteren auf die Zusa-
gen, die ihnen vor 30 Jahren ge-
geben wurden. Bei Volkswagen
müssen neu eingestellte Mitar-
beiter exakt dieselbe Arbeit ver-
richten wie die bereits etablier-
ten – für 20 Prozent weniger
Lohn. Im April 2008 kündigte
die Deutsche Telekom an, die
Einstiegsgehälter – wohlge-
merkt nur diese – kurzerhand
um ein Drittel senken zu wol-

len. Im öffentlichen Dienst in
vielen Bundesländern müssen
die Neuen für das gleiche Ge-
halt bis zu 2,5 Wochenstun-
den länger arbeiten als Ange-
stellte, die schon länger da
sind.

Wie die Einkommen von jun-
gen und alten Arbeitnehmern
auseinanderdriften, zeigt eine
Zahl ganz deutlich: Im Jahr
1975 verdiente ein Dreißigjäh-
riger im Durchschnitt 15 Pro-
zent weniger als ein Fünfzig-
jähriger, heute verdient er 40
Prozent weniger. Besonders
deutlich zeigt sich die neue
Zwei-Klassen-Gesellschaft bei
den Betriebsrenten: Hier ha-
ben ältere Arbeitnehmer in
Westdeutschland zum Teil 
üppige Ansprüche – Jüngere
gehen oft leer aus.

Die fetten Jahre sind vorbei –
aber nur für uns Junge. Darin
liegt der Kern des Problems.
Wenn Deutschland seinen
Wohlfahrtsstaat zurückbauen

muss, dann sollten Jung und Alt
enger zusammenrücken und
die Lasten gleichmäßig auftei-
len.

Schon immer hatten verschie-
dene Jahrgänge unterschiedlich
große Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt und somit auf
Wohlstand und Selbstverwirk-
lichung. Entscheidend ist aber
die Frage, ob dies Folge eines
Unglücks ist - oder Ungerech-
tigkeit. Unglücklich wäre die
Schlechterstellung einer Gene-
ration, wenn sie auf externe,
von der Gesellschaft nicht be-
einflussbare Umstände zurück-
zuführen wäre. Wenn aber
Möglichkeiten, die Generatio-
nen einander gleichzustellen,
von Interessengruppen oder ei-
ner Übermacht älterer Wähler
blockiert werden, dann ist das
ungerecht.

Zweifellos sind die Globalisie-
rung und der dadurch ver-
schärfte Wettbewerb externe
Faktoren. Manche Firmen kön-
nen sich freiwillige Sozialleis-
tungen nicht mehr in dem Aus-
maß leisten wie noch vor 30
Jahren. Dennoch ist nicht ein-
sehbar, dass von den notwendi-
gen Kürzungen nur bestimmte
Gruppen betroffen sind. Das
gleiche Einsparvolumen wie die
20-Prozent-Kürzung für Neu-
eingestellte ließe sich etwa bei
VW erreichen, wenn auch die
Älteren einen Teil ihres Gehal-

tes hergäben. Oder: Würden Äl-
tere auf einen Teil ihrer Be-
triebsrentenansprüche verzich-
ten, dann wäre genug Geld da,
um auch den Jüngeren noch ei-
ne solche Zukunftsabsicherung
in Aussicht zu stellen. Eine Auf-
teilung der Lasten auf Jung und
Alt versucht die Bundesregie-
rung immerhin mit ihren jüng-
sten Rentenreformen – wenn
auch noch zu zaghaft.

Eine bessere Bezahlung von äl-
teren Unternehmensmitarbei-
tern im Vergleich zu ihren jün-
geren Kollegen ließe sich nur
dann sachlich rechtfertigen,
wenn diese auch eine höhere
Leistung erbrächten. Wie die
Arbeitsproduktivität sich im
Verlauf der Jahre entwickelt, ist
umstritten. Gewiss lässt sich
der Verlust an Innovationsfä-
higkeit (und somit auch an Ar-
beitsproduktivität) durch le-
benslanges Lernen zumindest
bremsen. Plakativ gesagt:
Wenn es mehr Ältere und weni-
ger Jüngere gibt, müssen wir
die Älteren länger jung halten.
Für rohstoffarme Länder sind
Menschen die wichtigste
Ressource. Sie muss so effizient
wie möglich eingesetzt werden.
Das ändert aber nichts daran,
dass im Sinne einer generatio-
nengerechten Arbeitsmarktpo-
litik jede Form des Senioritäts-
prinzips abgeschafft werden
sollte. Dr. Jörg Tremmel
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Arbeitsbesuch bei Bundesministerin 
Ursula von der Leyen:

Kind und Karriere
unter einen Hut
Die Themen Vereinbarkeit von Familie und Beruf,
Chancengleichheit für Frauen und Männer im öf-
fentlichen Dienst und ein familiengerechtes Steuer-
recht standen im Mittelpunkt eines Arbeitsbesuches
der Vorsitzenden der dbb bundesfrauenvertretung,
Helene Wildfeuer, bei Bundesministerin Ursula von
der Leyen am 1. Oktober 2007 im Ministerium für
Familie, Frauen, Senioren und Jugend.

> Helene Wildfeuer und Bundesministerin Ursula von der Leyen (rechts)
stimmten überein, dass die Probleme der Vereinbarkeit von Familie
und Beruf auch für die im öffentlichen Dienst beschäftigten Frauen
konsequenter angepackt werden müssen.

Eingangs stellte die Vorsitzen-
de der Ministerin die dbb
bundesfrauenvertretung und
deren Aufgabenfelder sowie
die Situation der weiblichen
Beschäftigten im öffentlichen
Dienst dar. Deutschland, so
Wildfeuer, brauche einen leis-
tungsstarken öffentlichen
Dienst, in dem auch Frauen ih-
re Fähigkeiten und Potenziale
einbringen. Der öffentliche
Dienst in Deutschland gehöre
zu den leistungsfähigsten
weltweit. Damit dies so blei-
be, müsse der öffentliche
Dienst aber dauerhaft auch
für Frauen attraktiv sein. 

Die Durchsetzung der beson-
deren Forderungen und Inte-
ressen von Frauen müssten
mehr im Blickfeld der öffent-
lichen Arbeitgeber, aber auch
des Gesetzgebers stehen. Fa-
milienfreundlichere Beschäfti-
gungsbedingungen, flexiblere
Arbeitszeiten, die Gleichbe-
handlung von Frauen bei Be-
förderung und Beurteilung,
mehr Kinderbetreuungsmög-
lichkeiten und ein familien-
freundlicheres Steuerrecht be-
stimmten schon seit langem
die Politik der dbb bundes-
frauenvertretung. Aber auch
das Thema Chancengleichheit
und Diskriminierungsfreiheit
im öffentlichen Dienst sei
nicht zu vernachlässigen.

Erwerbsquote von
Frauen steigern

Die Vorsitzende der dbb Frauen
führte weiter aus, dass es gera-
de hinsichtlich des drohenden
Fachkräftemangels notwendig
sei, die Erwerbsquote von Frau-
en zu steigern. Um dies zu er-
reichen, müsse die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf
nachhaltig verbessert werden.
Unflexible Arbeitgeber und das
derzeitige Kinderbetreuungs-
system würden es Familien oft
nicht ermöglichen, dass beide
Eltern ihrer Erwerbstätigkeit
nachgehen können. Das oft
noch vorhandene traditionelle
Rollenverständnis führe dann
meistens dazu, dass es die Müt-
ter sind, die ihre Erwerbstätig-
keit aufgeben oder zumindest
einschränken, wenn sich die
beiden Lebensziele Familie und
Beruf eben nicht miteinander
vereinbaren lassen.

„Es muss sich etwas bewegen,
um auch Beschäftigten im öf-
fentlichen Dienst den Kinder-
wunsch zu ermöglichen“, sagte
Wildfeuer. So müssten Kinder-
betreuungsangebote dringend
weiter ausgebaut werden. Der
gesetzliche Anspruch auf einen
Betreuungsplatz auch für Klein-
kinder ab 2013 sei ein Schritt in
die richtige Richtung, aber er
reiche noch nicht aus, um Frau-
en vor der Entscheidung zwi-

>

schen Kind und Karriere zu be-
wahren. Wichtig sei bei der Kin-
derbetreuung, dass auch Fami-
lien mit geringem Einkommen
oder Alleinerziehende sie sich
leisten können.

Die Ministerin stimmte der Ein-
schätzung zu, wie wichtig es
sei, die Kinderbetreuung auszu-
bauen, damit Frauen erwerbs-
tätig sein könnten – nicht zu-
letzt, um so eigene Renten- und
Versorgungsansprüche aufbau-
en zu können. Auch waren sich
die Bundesvorsitzende und die
Ministerin einig, dass die Schaf-
fung von Behördenkindergär-
ten voranzutreiben sei. Die 
bestehenden Bedenken des
Bundesrechnungshofes zur 
Finanzierung solcher Kinder-
gärten müssten ausgeräumt
werden.

Die Vorsitzende der dbb
bundesfrauenvertretung wies
im weiteren Verlauf des Ge-
sprächs eindrücklich darauf hin,
dass Frauen, die derzeit ver-
suchten, Familie und Beruf
mittels einer Teilzeitbeschäfti-
gung zu vereinbaren, im öffent-
lichen Dienst immer noch Ge-
fahr laufen würden, auf der
Strecke zu bleiben. Sie würden
nicht selten bei Beförderungen
von ihren männlichen Kollegen
überholt. Es sei daher eine For-
derung der dbb bundesfrauen-
vertretung, flächendeckende
Statistiken über die Beurteilun-
gen sowohl getrennt nach Ge-
schlechtern als auch getrennt
nach Teilzeit- und Vollzeitbe-
schäftigung zu erstellen und
wenigstens intern zu veröffent-
lichen. Nur so werde Gleichstel-
lungsbeauftragten die Möglich-

keit geboten, konkret auf die
dann nachweislich ungleiche Be-
förderungspraxis hinzuweisen.

Gefordert ist auch
der Gesetzgeber

Helene Wildfeuer machte deut-
lich, dass familienfreundliches
Arbeiten aber auch in engem Zu-
sammenhang stehe mit einem
familienfreundlichen Steuer- und
Sozialrecht. Auf Missstände wür-
de oft genug erst das Bundesver-
fassungsgericht hinweisen. Hier
richte die dbb bundesfrauenver-
tretung einen dringenden Appell
an den Gesetzgeber.

Ein Thema, mit dem sich das
Bundesverfassungsgericht be-
reits auseinandersetzen müsse,
sei die steuerliche Absetzbarkeit
von Kinderbetreuungskosten. Die
dbb bundesfrauenvertretung
führe hierzu eine Verfassungsbe-
schwerde, informierte die Vorsit-
zende Ministerin von der Leyen.
Diese stimmte zu, dass die Ab-
setzbarkeit von Kinderbetreu-
ungskosten ab dem ersten Euro
als Werbungskosten der richtige
Weg sei. Damit könnten zum ei-
nen Arbeitsplätze im Betreu-
ungsbereich und zum anderen
Anreize dafür geschaffen wer-
den, dass Frauen frühzeitig in die
Erwerbstätigkeit zurückkehren.
Aber auch dem demografischen
Wandel müsse man begegnen
und die Voraussetzungen dafür
schaffen, dass sich junge Men-
schen leichter für die Gründung
einer Familie entscheiden kön-
nen, ohne auf der anderen Seite
ihre Erwerbstätigkeit in Frage
stellen zu müssen.          

Nicole Kittlaus

>
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Hauptversammlung der dbb bundesfrauenvertretung:

Positionsbestimmung
Zweimal jährlich treffen sich die Hauptversamm-
lungsmitglieder der dbb bundesfrauenvertretung.
Ganz oben auf der Agenda der Zusammenkunft, die
Anfang Oktober in Hamburg stattfand, standen die
Vorbereitungen für den dbb Gewerkschaftstag. 

rung der dbb Satzung einge-
reicht, die nicht nur Frauen zu-
gute kommen sollen, sondern
den Prinzipien des Gender
Mainstreaming insgesamt
Rechnung tragen. Beispiels-
weise sollten in Zukunft min-

führung: Wie nötig die Umset-
zung von Gender Mainstrea-
ming auch in den Gewerkschaf-
ten sei, zeige der Anteil der zum
Gewerkschaftstag entsandten
weiblichen stimmberechtigten
Delegierten, der circa 18,9 Pro-

zent beträgt. Die Vorsitzende
der dbb bundesfrauenvertre-
tung, Helene Wildfeuer, wies
darauf hin, dass es sich der dbb
auch angesichts des demografi-
schen Wandels nicht leisten

könne, auf die Mitarbeit von
Frauen zu verzichten. Um neue
weibliche Mitglieder zu wer-
ben, müssten sich diese auch 
in den Gremien repräsentiert
fühlen.  seb

> An der vom Ehrenmitglied der dbb bundesfrauenvertretung Helga Schulz
(3. von links) kenntnisreich moderierten Podiumsdiskussion zum Thema
„Frauen, Familie, Gewerkschaft“ nahmen die frauenpolitischen Spreche-
rinnen der im Senat der Hansestadt Hamburg vertretenen Fraktionen teil.

> Die Geschäftsführung der dbb bundesfrauenvertretung (von links):
Astrid Hollmann, Eva Hermanns, Vorsitzende Helene Wildfeuer und 
Kirsten Lühmann. 

> Mit Interesse verfolgten die Kolleginnen im Plenum die Sachbeiträge
und Diskussionen.

Ein wichtiges Ziel der dbb
bundesfrauenvertretung ist
eine dem Mitgliederanteil ent-
sprechende Vertretung von
Frauen in den Gremien des dbb
und seinen Mitgliedsgewerk-
schaften zu erreichen. Um die-
ses Ziel umzusetzen, hat die
bundesfrauenvertretung ent-
sprechende Anträge zur Ände-

destens zwei Frauen in der
Bundesleitung des dbb vertre-
ten sein. 
Konsequenterweise hat sich die
Hauptversammlung entschie-
den, zwei Kandidatinnen vorzu-
schlagen: Einstimmig wählte
sie Kirsten Lühmann (DPolG)
und Astrid Hollmann (VRFF),
beide Mitglieder der Geschäfts-
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Kfz-Versicherung für dbb Mitglieder noch attraktiver:

„Top, die Wette gilt ...“
ddbbbb  mmaaggaazziinn:: Herr Hoenen,
Sie wetten, dass der neue Kfz-
Tarif der HUK-COBURG für dbb
Mitglieder günstiger ist als de-
ren bisherige Autoversicherung.
Was macht Sie so zuversicht-
lich?

HHooeenneenn::  Die HUK-COBURG
bietet traditionell niedrige Bei-
träge verbunden mit einem
hervorragenden Service im
Schadenfall. Dies gelingt uns,
weil wir besonders kostenbe-
wusst arbeiten. Von den nied-
rigen Kosten können jetzt Mit-
glieder des dbb besonders pro-
fitieren. 

ddbbbb  mmaaggaazziinn:: Wie sieht die
Wette denn aus?

HHooeenneenn::  Wir wetten, dass
wir mit unserem exklusiven
Kfz-Angebot für dbb Mitglie-
der günstiger sind als ihre jet-
zige Autoversicherung. Ist das
nicht der Fall, erhalten sie von
uns ein original Schweizer Ta-
schenmesser. Wir sind sicher,
dass wir mit unserem neuen
Angebot ein leistungsfähiges
Produkt für alle Autofahrer ha-
ben, das keinen Wettbewerbs-
vergleich scheuen muss. 

ddbbbb  mmaaggaazziinn:: Was bieten
ihre neuen Tarife sonst noch?

HHooeenneenn::  Wir werden unsere
Leistungen nochmals verbes-
sern. In der Kaskoversicherung
sind nun Schäden durch Lawi-
nen und Erdrutsch mitversi-
chert. Außerdem zahlen wir
künftig bei jeder Art von Tier-
kollision. Bisher galt hier die
erweiterte Wildschadenrege-
lung, in der zum einen der Zu-
sammenstoß des Fahrzeugs
mit Haarwild sowie mit Nutz-
tieren abgedeckt wurde. Und
unser Kasko SELECT-Tarif wird
noch günstiger als er ohnehin
schon war.

ddbbbb    mmaaggaazziinn:: Kasko SELECT
ist eine Kaskoversicherung mit
Werkstattbindung. Worin sehen
Sie die Vorteile einer solchen 
Police?

HHooeenneenn::  Unsere Kunden er-
halten bei Vertragsabschluss
von Kasko SELECT Beitrags-
nachlässe auf die Kaskoprämie
von künftig 20 Prozent für den
Fall, dass sie bei einem Kasko-
schaden ihr Fahrzeug im Werk-
stattnetz der HUK-COBURG re-

parieren lassen. Doch unsere

Kunden zahlen nicht nur einen

extrem günstigen Preis, sie

profitieren zudem von der

Qualität unseres Werkstattnet-

zes. Wir kennen unsere Part-

nerbetriebe – Markenbetriebe

ebenso wie freie Werkstätten –

aus langjähriger Erfahrung.

Wir achten bei deren Auswahl

vor allem auf die Reparatur-

qualität und überprüfen diese

auch laufend. Und weil wir

umgekehrt eine gute Auslas-
tung der Betriebe sicherstellen
können, erhalten wir günstige
Konditionen, die wir in Form
niedriger Beiträge an die Kun-
den weitergeben. Diese Vorteile
überzeugen die Kunden: Bereits
rund 30 Prozent wählen Kasko
mit Werkstattbindung.

ddbbbb  mmaaggaazziinn:: Wer seine Kfz-
Versicherung noch nicht bei der
HUK-COBURG hat, sollte also
jetzt wechseln?

HHooeenneenn::  Selbstverständlich.
Aber im Ernst: Er sollte sich auf
jeden Fall ein Angebot von uns
machen lassen. Im November
erhalten die Autofahrer übli-
cherweise ihre Rechnung für das
neue Jahr, da können sie dann
ganz leicht feststellen, ob sich
ein Wechsel zur HUK-COBURG
für sie lohnt. Bis zum 30. No-
vember läuft dann die Frist für
eine ordentliche Kündigung. 

ddbbbb  mmaaggaazziinn:: Und wer 
sein Auto bereits bei der HUK-
COBURG versichert hat ...

HHooeenneenn::  ... der wird beim
Blick auf seine Rechnung fest-
stellen, dass er ein weiteres Jahr
von stabilen Beiträgen auf sehr
niedrigem Niveau profitiert. Wie
gesagt: Wir haben traditionell
sehr günstige Beiträge und müs-
sen diese jetzt nicht drastisch
senken, um weiter zu den güns-
tigsten Anbietern zu zählen.

> Nachgefragt bei Rolf-Peter Hoenen, Vorstandssprecher der 
HUK-COBURG.

wwwwww..ggeennuugg--ggeessppaarrtt..ddee::

PPoossttkkaarrtteennaakkttiioonn    ggeessttaarrtteett
IInn  KKrraannkkeennhhääuusseerrnn,,  bbeeii  ddeerr  JJuuggeennddaarrbbeeiitt,,  iinn  ööffffeennttlliicchheenn  BBääddeerrnn  uunndd  iimm  BBaahhnnvveerrkkeehhrr  wweerrddeenn
rriiggoorrooss  SStteelllleenn  aabbggeebbaauutt uunndd  MMiitttteell  ggeekküürrzztt..  MMiitt GGrrooßßppllaakkaatteenn  zzuu  ddiieesseenn  vviieerr  TThheemmeenn  hhaabbeenn
ddbbbb  uunndd  vveerr..ddii  mmiitt ddeerr  „„IInniittiiaattiivvee  ÖÖffffeennttlliicchhee  DDiieennssttee““  EEnnddee  AAuugguusstt 22000077  iihhrree  bbuunnddeesswweeiittee
IImmaaggeekkaammppaaggnnee  uunntteerr  ddeemm  MMoottttoo  „„GGeennuugg  ggeessppaarrtt!!  ÖÖffffeennttlliicchhee  DDiieennssttee  ssiinndd  MMeehhrrwweerrtt““  iinnss
LLeebbeenn  ggeerruuffeenn..  JJeettzztt ggiibbtt eess  ddiieessee  MMoottiivvee  aauucchh  aallss  PPoossttkkaarrtteenn::  SSeeiitt 1199..  OOkkttoobbeerr  ssiinndd  ddiiee  PPoosstt--
kkaarrtteennmmoottiivvee  zzwweeii  WWoocchheenn  llaanngg  üübbeerraallll  iinn  DDeeuuttsscchhllaanndd  zzuu  ffiinnddeenn  ––  kkoosstteennllooss  iinn  ddeenn  KKaarrtteenn--
ssttäännddeerrnn  vvoonn  KKnneeiippeenn,,  CCaaffééss  uunndd  RReessttaauurraannttss..  GGeebbuucchhtt ssiinndd  66  223300  AAddrreesssseenn  iinn  mmeehhrr  aallss  
9900  SSttääddtteenn..  AAuuff  ddiieessee  WWeeiissee  wweerrddeenn  iinnssggeessaammtt 880000  000000  PPoossttkkaarrtteenn  vveerrtteeiilltt..  NNeebbeenn  ddeenn  vviieerr  
bbeekkaannnntteenn  PPllaakkaattmmoottiivveenn  zzeeiiggtt eeiinn  FFüünnfftteess  aauuff  ddeerr  VVoorrddeerrsseeiittee  nnuurr  ddeenn  SSllooggaann  „„GGEENNUUGG  
GGEESSPPAARRTT““..  AAuuff  ddeerr  RRüücckksseeiittee  wwiirrdd  jjeewweeiillss  ddaazzuu  aauuffggeerruuffeenn,,  eeiinnee  PPrrootteesstt--SSMMSS  aann  ddiiee  NNuummmmeerr
7722662266  zzuu  sscchhiicckkeenn..  TTeexxtt::  GGeennuugg  GGeessppaarrtt,,  VVoorrnnaammee,,  NNaacchhnnaammee,,  WWoohhnnoorrtt..  DDaammiitt uunntteerrssttüüttzzeenn
SSiiee  uunnsseerree  KKaammppaaggnnee  ggeeggeenn  wweeiitteerree  EEiinnssppaarruunnggeenn  iimm  ööffffeennttlliicchheenn  BBeerreeiicchh..  DDaass  kköönnnneenn  SSiiee
aauucchh  ddiirreekktt iimm  IInntteerrnneett uunntteerr  wwwwww..ggeennuugg--ggeessppaarrtt..ddee  ttuunn,,  wwoo  eess  aauucchh  wweeiitteerree  IInnffooss  zzuurr  KKaamm--
ppaaggnnee  ggiibbtt..  VVoorrbbeeiisscchhaauueenn  lloohhnntt ssiicchh  aallssoo!!  AAmm  1133..NNoovveemmbbeerr  22000077  ssttaarrtteett ddiiee  IInniittiiaattiivvee  ddiiee
zzwweeiittee  PPllaakkaattiieerruunnggsswweellllee  iinn  DDeeuuttsscchhllaanndd,,  mmiitt ddeerr  EEiinnssppaarruunnggeenn  iinn  ddeenn  BBeerreeiicchheenn  ÄÄmmtteerr,,  
KKiinnddeerrggäärrtteenn,,  HHoocchhsscchhuulleenn  uunndd  TThheeaatteerrnn  tthheemmaattiissiieerrtt wweerrddeenn..
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3. Europäischer Abend von dbb und Europa-Union Deutschland:

Kritik an Frankreichs haushaltspo
„Für und Wider einer Europäischen Wirt-

schaftsregierung“ war das Schwerpunktthema
eines „Europäischen Abends“, den der dbb in
Kooperation mit der Europa-Union Deutsch-
land in dieser Form zum dritten Mal veranstal-
tete. Rund 200 geladene Gäste hatten sich am
10. Oktober 2007 im dbb forum in der Berliner
Friedrichstraße versammelt. 

Die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer konnten zu diesem
Anlass den ersten öffentlichen
Auftritt des neuen französi-
schen Botschafters, Bernard de
Faubournet de Montferrand, in
Deutschland verfolgen. Dieser
sah sich im Verlaufe des
Abends teilweiser scharfer Kri-
tik an der französischen Haus-
haltspolitik ausgesetzt. Vor al-
len Dingen Jürgen Stark, der
Chefvolkswirt der Europäi-
schen Zentralbank (EZB), übte
deutliche Kritik an Frankreichs
geäußerter Absicht, die sich
aus dem Stabilitätspakt erge-
benden Verpflichtungen erst
später als auf EU-Ebene verein-
bart einzuhalten. Stark warnte
zudem davor, politischen
Druck auf die EZB auszuüben,
um Wechselkursänderungen
zu erreichen. Eine entspre-
chende Forderung Frankreichs
hatte in den letzten Monaten
für politischen Wirbel gesorgt.

Frankreichs 
Botschafter warb 
für Verständnis

Nach dem Grußwort des dbb
Bundesvorsitzenden Peter
Heesen, der die Bedeutung des
deutsch-französischen Motors
für den Europäischen Eini-
gungsprozess unterstrich, hielt
der französische Botschafter
seine mit Spannung erwartete
Rede. De Faubournet de Mont-
ferrand erläuterte den Anwe-
senden das aktuelle französi-

>

sche Reformprojekt und warb
für Verständnis im Bereich der
Haushaltspolitik. Frankreich
packe nun Reformen nach
deutschem Vorbild an. Da-
durch solle die französische
Volkswirtschaft und somit
auch die EU gestärkt werden.
Dazu sei eine kluge und dyna-
mische Anwendung des Stabi-
litätspaktes vonnöten. 

Im Anschluss ergriff der ehe-
malige Bundesfinanzminister
Hans Eichel das Wort. Dieser
erklärte die französischen Ab-
sichten mit der unterschied-
lichen geldpolitischen Kultur.
Zur Unabhängigkeit der EZB
stellte er klar, diese sei ent-
schiedene Sache. Eichel forder-
te mehr wirtschafts- und fi-
nanzpolitische Koordinierung
in der EU. Die europäische
Geldpolitik sei nicht die Ursa-
che für die Wachstumsproble-
me, mit denen Frankreich zur
Zeit zu kämpfen habe. Viel-
mehr müssten in jedem EU-
Land wachstumshemmende
Faktoren angegangen werden.

Geldpolitikexperten
verschärften Kritik

An der folgenden Podiumsdis-
kussionsrunde nahmen neben
EZB-Chefvolkswirt Jürgen
Stark auch die Parlamentari-
sche Staatssekretärin beim
Bundesminister der Finanzen,
Barbara Hendricks, der Vorsit-
zende des Haushaltsausschus-

>

ses im Deutschen Bundestag,
Otto Fricke, Jürgen Kröger von
der Generaldirektion Wirt-
schaft und Finanzen der Euro-
päischen Kommission und die
ehemalige Korrespondentin
der Financial Times in Paris
und EWU-Expertin der Stiftung
Wissenschaft und Politik, Da-
niela Schwarzer, teil. 

In der Runde wurde die Kritik
an der französischen Haltung
heftiger. Dass es auf französi-
scher Seite einen fehlenden

Willen zur Einhaltung von Ver-
pflichtungen der Währungs-
union gebe, empfand Jürgen
Stark als „dramatisch“. Verein-
barungen zu ausgeglichenen
Haushalten müssten eingehal-
ten werden. Stark warnte ganz
entschieden vor einer politi-
schen Einflussnahme auf die
EZB. 

Finanzstaatssekretärin Barbara
Hendricks hielt eine übertrie-
bene Kritik an der französi-
schen Haltung für unange-

> Bernard de Faubournet de
Montferrand, französischer
Botschafter.

> Hans Eichel, ehemaliger 
Bundesfinanzminister.

> Podiumsrunde (von links): Der Vorsitzende des Bundestags-Haushaltsausschusses
Barbara Hendricks, EU-Kommissionsmitglied Jürgen Kröger, Moderator Andreas 
und EZB-Chefvolkswirt Jürgen Stark.
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bracht. Sie sprach sich für ei-
nen moderateren Umgang mit
den Franzosen aus und wies
darauf hin, dass Frankreich es
auf Grund eines drohenden
Defizitverfahrens schwer ha-
ben werde, von den vereinbar-
ten Zielen abzuweichen. 

Für Einhaltung von 
Abmachungen sorgen

Die versammelte Expertenrun-
de setzte sich auch mit der Fra-
ge auseinander, wie man die

>

Einhaltung von auf EU-Ebene
geschlossenen Abmachungen
erreichen könne. Daniela
Schwarzer wies darauf hin,
dass die in den Ministerräten
getroffenen Entscheidungen
immer auch von den Staats-
und Regierungschefs mitge-
tragen werden müssen. Hier
sei politischer Wille gefragt.
Jürgen Stark rief dementspre-
chend die nationalen Regie-
rungen in die Pflicht. In einer
Währungsunion müsse ak-
zeptiert werden, dass die
Staaten nicht mehr über die
volle Souveränität in der
Haushalts- und Wirtschafts-
politik verfügen.

Alle Beteiligten waren sich
derweil einig, dass keine neu-
en Institutionen und Instru-
mente nötig seien. Der Vertre-
ter der Kommission, Jürgen
Kröger, sprach sich, getreu
dem EU-Slogan „Einheit in
Vielfalt“, dafür aus, die Be-
sonderheiten der einzelnen
Mitgliedsstaaten zu respek-
tieren. Otto Fricke forderte,
Sanktionen gegen Vertrags-
brecher auch wirklich anzu-
wenden. Getroffene Abma-
chungen seien einzuhalten.
Dies sei auch wichtig aus
Gründen der Legitimation den
europäischen Bürgern gegen-
über. Als „ausgelernter Pessi-
mist“ wisse er aber auch, dass
Probleme bei der Einhaltung
von Abmachungen immer
wieder auftreten werden.  

In seinem Schlusswort sprach
sich der Gastgeber Peter Hee-
sen für eine stärkere Rolle des
Europäischen Parlaments aus.
Auf diese Weise komme man
weg von zu national ausge-
richteten Positionen und kön-
ne das demokratische Defizit
der EU entscheidend verrin-
gern. Daniel Maas

> Peter Heesen, dbb Bundesvor-
sitzender und Gastgeber des
Euröpäischen Abends. 

Otto Fricke, Bundesfinanzstaatssekretärin
Ulrich (rbb), EWU-Expertin Daniela Schwarzer
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Kassel Gesamthochschule Kassel Mönchebergstr. 19, 34109 Kassel Für das Gasthörerprogramm der Universität Kassel ist kein 
www.uni-kassel.de Telefon 0561/804-0 Abitur erforderlich.

Kaiserslautern Universität Kaiserslautern Erwin-Schrödinger-Str., 67663 Kaiserslautern Für das Gasthörerstudium an der am naturwissenschaftlichen 
www.uni-kl.de Telefon 0631/205-0 Zentrum ausgerichteten Uni Kaiserslautern ist kein Abitur 

für Fernstudien und Universitäre erforderlich.
Weiterbildung (ZFUW), Tel. 0631/2017-424

Karlsruhe Technische Hochschule Zähringerstraße 65, 76133 Karlsruhe Für die Zulassung als Gasthörer ist bei hinreichender Vorbildung
www.zvw.uni-karlsruhe.de Telefon 0721/608-4930 kein Abitur erforderlich.

Kiel Christian-Albrechts-Universität Olshausenstraße 40, 24098 Kiel Für Seniorinnen und Senioren gibt es ein spezielles Programm
www.uni-kiel.de Telefon 0431/833-30 unter dem Titel „Kontaktstudium nach Beruf und Familie“.

Koblenz-Landau Universität Koblenz-Landau Universitätsstraße 1 Seniorinnen und Senioren können sich auch ohne Abitur für
www.uni-koblenz-landau.de 56070 Koblenz-Metternich eine Gasthörererlaubnis bewerben.

Telefon 02 61/2 87-0

Köln Universität Köln Kerpener Str. 15, 50923 Köln Für das Gasthörer - und Seniorenstudium der Uni Köln sind
www.uni-koeln.de Telefon 0221/470-6298 keine speziellen Schulabschlüsse erforderlich.

Konstanz Universität Konstanz Studentische Abteilung der Universität Konstanz Seniorinnen und Senioren können auch ohne Abitur als
www.uni-konstanz.de Universitätsstr. 10, 78457 Konstanz Gasthörer an Veranstaltungen teilnehmen.

Telefon 07531/88-5138

Leipzig Universität Leipzig Augustusplatz 10/11, 04109 Leipzig Für das Seniorenstudium der Uni Leipzig ist das Abitur nicht
www.uni-leipzig.de Telefon 0341/97-109 erforderlich. Voraussetzung ist aber die Fähigkeit zum 

wissenschaftlichen Arbeiten.

Lübeck Universität zu Lübeck Studierenden-Service-Center Voraussetzung für eine Gasthörerschaft an der Uni Lübeck ist
www.uni-luebeck.de Ratzeburger Allee 160, 23538 Lübeck entweder ein bereits abgeschlossenes Studium oder eine

Telefon 0451/500-3021 und 0451/500-3020 hinreichende Vorbildung, die z. B. beruflich erworben wurde.

Lüneburg Universität Lüneburg Scharnhorststr. 1, 21335 Lüneburg Für die Gasthörerschaft an der Uni Lüneburg braucht man keine
www.uni-lueneburg.de Telefon 04131/78-0 besonderen Voraussetzungen, man sollte nur eine Zulassung 

beantragen.

Magdeburg Otto-von-Guericke-Universität Universitätsplatz 2, 39016 Magdeburg „Studieren ab 50“ ist ein spezielles Programm der Universität
Magdeburg Telefon 0391/67-01 Magdeburg für ältere Erwachsene und Senioren. Die Teilnahme
www.uni-magdeburg.de ist auch ohne Abitur möglich.

Mainz Johannes-Gutenberg-Universität Saarstr. 1, 55099 Mainz Das Programm „Studieren 50plus“ richtet sich speziell an ältere
www.uni-mainz.de Telefon 06131/39-0 Erwachsene und Senioren. Eine Teilnahme ist auch ohne Abitur 

möglich.

Mannheim Universität Mannheim Postfach 103264, 68131 Mannheim Das Gasthörer- und Seniorenstudium der Uni Mannheim steht
www.uni-mannheim.de Tel. 0621/181-1162/1163 auch Interessenten ohne Abitur offen.

Marburg Philipps-Universität Marburg Biegenstr. 10, 35037 Marburg Neben dem Gasthörerstudium haben Seniorinnen und Senioren
www.uni-marburg.de Telefon 06421/28-20 auch die Möglichkeit, ein etwa 5 bis 6 Semester dauerndes „Auf-

bauendes Studium“ zu belegen. Für beide Varianten ist kein 
Abitur notwendig.

Merseburg Fachhochschule Merseburg Geusaer Straße, 06217 Merseburg Für den Besuch des Seniorenkollegs der Uni Merseburg sind keine
www.fh-merseburg.de Telefon 03461/46-0 besonderen Voraussetzungen nötig. 

SSttaaddtt HHoocchhsscchhuullee KKoonnttaakkttaaddrreessssee SSttuuddiiuumm

Studienangebote für das dritte Lebensalter (Teil 2):

Akademisches von Aachen bis Wuppertal
Die Generation 50Plus ist nicht nur die konsumfreu-

digste und unternehmenslustigste, die es je gab, die

heutigen Angehörigen des dritten Lebensalters sind

auch wissensdurstiger als jede Seniorengeneration

vor ihr. Um den Andrang der im Sinne des Wortes

„älteren Semester“ besser zu bewältigen, haben

zahlreiche Universitäten inzwischen spezielle Stu-

dienangebote für Senioren im Programm. Welche

Hochschulen das sind und welche Zugangsvoraus-

setzungen sie verlangen, zeigt unsere Übersicht. 
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München Ludwig-Maximilian-Universität Veterinärstraße 1, 80539 München Die Uni München bietet ein eigenes Seniorenstudium und ein
München Telefon 089/2180-3716 Gasthörerstudium an. Für beide Studiengänge ist auch für 
www.uni-muenchen.de Seniorinnen und Senioren das Abitur erforderlich.

Münster Westfälische Wilhelms Universität Bispinghof 5/6, 48143 Münster Das „Studium im Alter“ wendet sich an Menschen im mittleren
www.uni-muenster.de Telefon 0251/83-24241 und höheren Lebensalter. Seniorinnen und Senioren können auch

ohne Abitur daran teilnehmen und zusätzlich jeweils im Winter-
semester einen 5-semestrigen Studiengang mit Abschlusszerti-
fikat beginnen.

Oldenburg Carl-von-Ossietzky-Universität Ammerländer Heerstr. 114–118 Das Studium für Gasthörende steht allen Interessierten offen. 
www.uni-oldenburg.de 26129 Oldenburg, Telefon 0441/798-0 Das Abitur ist hierfür keine Voraussetzung.

Osnabrück Universität Osnabrück Neuer Graben 19/21, 49069 Osnabrück Für das Programm „Universität für Ältere“ ist das Abitur
www.uni-osnabrueck.de Telefon 0541/969-4137 keine Voraussetzung.

Paderborn Gesamthochschule Paderborn Warburger Str. 100, 33098 Paderborn Das „Studium für Ältere“ ist ein Angebot der Uni Paderborn,
www-zv.upb.de Telefon 05251/60-0 bei dem nach mindestens 4 Semestern auch ein Zertifikat

erworben werden kann. Das Abitur ist für diesen Studiengang 
keine Voraussetzung.

Potsdam Universität Potsdam Am Neuen Palais 10, 14469 Potsdam Interessenten können auch ohne Abitur als Gasthörer an 
uni-potsdam.de Telefon 0331/977-0 Veranstaltungen teilnehmen. Hierfür ist die Zustimmung der 

jeweiligen Dozenten erforderlich.

Regensburg Universität Regensburg Universitätsstr. 31, 93053 Regensburg Interessierte können Vorlesungen an der Uni Regensburg als 
www.uni-regensburg.de Telefon 0941/9435500 Gasthörer besuchen. Das Abitur ist hierfür erforderlich.

Rostock Universität Rostock Albert-Einstein-Str. 29a, 18059 Rostock Für das Programm der Rostocker Seniorenakademie ist kein
www.uni-rostock.de Telefon 0381/44030-5 Abitur erforderlich.

Saarbrücken Universität des Saarlandes Postfach 151150, 66041 Saarbrücken Die Uni Saarbrücken bietet allen Interessierten die Möglichkeit
www.uni-saarland.de Telefon 0681/302-0 eines Gasthörerstudiums an. Ein spezieller Schulabschluss ist

hierfür nicht erforderlich.

Schwäbisch Pädagogische Hochschule Oberbettringer Str. 200 Die „Seniorenhochschule“, ein Lehrangebot für ältere 
Gmünd www.ph-gmuend.de 73525 Schwäbisch Gmünd Erwachsene und Senioren, besteht seit dem Wintersemester 

Telefon 07171/983-0 1982/83. Das Programm der Seniorenhochschule besteht aus
Seniorenhochschule ZWF einer Vortragsreihe jeweils am Dienstagnachmittag, Gruppen-
Telefon 07171/983-220 veranstaltungen und Exkursionen. Darüber hinaus kann jeder 

Teilnehmer an der Seniorenhochschule als Gasthörer die allge-
meinen Veranstaltungen der PH belegen.

Siegen Universität Gesamthochschule Hölderlinstr. 3, 57076 Siegen Das Programm der Mittwochsakademie steht allen interessierten
www.uni-siegen.de Telefon 0271/740-1, 57068 Siegen Bürgerinnen und Bürgern offen. Das Abitur ist keine 

Telefon 0271/740-5421 Voraussetzung.

Stuttgart Universität Stuttgart Keplerstr. 17, 70174 Stuttgart Für ein Gasthörerstudium mit bis zu 10 Stunden pro Woche ist
www.uni-stuttgart.de Telefon 0711/3583 kein Abitur erforderlich, es wird aber eine hinreichende Vorbil-

dung erwartet.

Trier Universität Trier Universitätsring 15 Für das Seniorenstudium an der Uni Trier ist das Abitur 
www.uni-trier.de 54286 Trier, Telefon 0651/201-0 nicht erforderlich.

Tübingen Universität Tübingen Wilhelmstr. 5, 72074 Tübingen An der Uni Tübingen können sich Seniorinnen und Senioren
www.uni-tuebingen Telefon 07071/29-76439, 29-75010, 29-76872 um eine Gasthörererlaubnis bewerben. Bei ausreichender 

Bildung ist hierfür kein Abitur erforderlich.

Ulm Universität Ulm Helmholtzstr. 16, 89081 Ulm Seniorinnen und Senioren können in Ulm an einer Fülle von
www.uni-ulm.de Telefon 0731/50-10 Programmen teilnehmen. Formale Voraussetzungen gibt es 

zumeist nicht, lediglich für das Gasthörerstudium ist das Abitur 
oder eine z. B. im Beruf erworbene Vorbildung notwendig.

Würzburg Universität Würzburg Sanderring 2, 97070 Würzburg Seniorinnen und Senioren können sich als Gasthörer einschrei-
www.zv.uni-wuerzburg.de Telefon 0931/31-0 ben. Voraussetzung ist das Abitur, die mittlere Reife oder der 

Nachweis eines besonderen fachliches Interesses.

Weimar Bauhaus-Universität Weimar Condraystr. 7, 99423 Weimar Für das Seniorenstudium an der Universität Weimar ist kein 
www.uni-weimar.de Telefon 03643/5823-56 Abitur erforderlich.

Wuppertal Bergische Universität – GHS Gaußstraße 20, 42097 Wuppertal Für das 5-semestrige Seniorenstudium mit Abschlussarbeit
www.verwaltung.uni-wuppertal.de Telefon 0202/439-1 der Uni Wuppertal ist kein Abitur erforderlich. Beginn ist jeweils 

im Wintersemester.

*Für Richtigkeit und Vollständigkeit der folgenden Angaben übernehmen wir keine Gewähr

SSttaaddtt HHoocchhsscchhuullee KKoonnttaakkttaaddrreessssee SSttuuddiiuumm
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Time is money ...

… Zeit ist Geld. Das ist zugege-
benermaßen keine besonders
neue oder originelle Erkennt-
nis, aber einen Moment des
Nachdenkens ist sie allemal
wert: Kavaliersstart an der
Ampel, Vollgas, Bleifuß. Was ist
der Effekt? Hoher Spritver-
brauch, Stress, Reifenver-
schleiß und ein unfreiwilliges
Wiedersehen mit dem Klein-
wagen an der nächsten Ampel,
dessen Fahrer (wahrscheinlich
eher Fahrerin, weil Frauen vo-
rausschauender fahren) ent-
spannt im fließenden Verkehr
mitgerollt ist. Statt Zeit ge-
wonnen, hat der Raser – siehe
oben – Geld verloren.
Ganz anders als im Straßenver-
kehr ist es selbstredend im

Wirtschafts- und Geschäftsle-
ben. Je schneller dort ein Auf-
trag erledigt wird, desto bes-
ser. Zufriedene Kunden sind

der Effekt: „Beehren Sie uns
bald wieder.“ „Aber gern!“ Ge-
mütliches Mitrollen ist nicht.
Letzteres wollen auch die Mit-

arbeiter im öffentlichen
Dienst nicht und leiden
selbst oft mehr unter langen
Bearbeitungs- und Genehmi-
gungszeiten als die betroffe-
nen Bürger. Wenn die poli-
tisch Verantwortlichen in
Bund, Ländern und Kommu-
nen Beamten und Tarifbe-
schäftigten die Grundlagen
für eine schlanke und flexible
Verwaltung tatsächlich zur
Verfügung stellen würden,
liefe vieles anders – und
schneller. Das weiß eigentlich
jeder. Aber ist es auch ge-
wollt? Und – schwerwiegen-
der noch – wer kann so etwas
Revolutionäres schon verant-
worten? Da könnte ja jeder
kommen. sm
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Über die Absicherung gegen Pflegerisiken 
hatte sich Karin W. bis vor kurzem kaum Ge-
danken gemacht. „Doch dann hatte meine
Mutter vor wenigen Monaten plötzlich einen
schweren Schlaganfall. Sie ist halbseitig 
gelähmt, kann weder sprechen noch laufen,
muss rund um die Uhr betreut werden. Und
das mit 69 Jahren.“

Die Kölner Finanzbeamtin kann
ihre Mutter nicht selber versor-
gen, ihr Mann ist Lehrer am
Gymnasium, kann auch nicht
zuhause bleiben. „Eigentlich
wollte ich meine Mutter immer
zu mir nehmen, wenn mal et-
was passiert. Aber wie soll das
gehen, ich müsste meinen Job
aufgeben, um sie pflegen zu
können. Die professionelle am-
bulante Hilfe eines Pflegediens-
tes kostet knapp 3 400 Euro pro
Monat, das kann ich vom Geld,
das meine Mutter aus der ge-
setzlichen Pflegeversicherung
für die Pflegestufe III bekommt
(zurzeit 1 432 Euro), nicht be-
zahlen. Da bleibt mir nur eins:
Stationäre Pflege im Heim.“
Und auch das ist teuer. Pflege
im Heim kostet schnell bis zu
4 000 Euro pro Monat.

Die Mutter im Heim – ein
schrecklicher Gedanke, bis alle
quälenden Fragen geklärt sind:
Wie ist die medizinische Versor-
gung? Wird sie sich einleben?
Bekommt sie genug Aufmerk-
samkeit? Wird sie genug zu es-
sen und zu trinken bekommen?
Hat sie ein Einzelzimmer? Gibt
es Freizeitangebote? Viele Fra-
gen, viele Entscheidungen. Da-
bei nicht die unwichtigste: Wer
bezahlt das alles? Übersteigen
die Kosten die Leistungen, die
ein Pflegebedürftiger aus der
gesetzlichen Pflegeversiche-
rung erhält, so müssen die Pfle-
gebedürftigen die Differenz sel-
ber aufbringen, aus Rente oder

Pension und Ersparnissen. Ist
das Geld aufgebraucht, wird die
betreffende Person schnell zum
Sozialfall oder die Kinder zah-
len. Vor allem Frauen trifft das
finanzielle Pflegerisiko. Wäh-
rend 2005 rund 1,4 Millionen
Frauen aus der gesetzlichen
Pflegeversicherung Leistungen
bezogen, waren es im gleichen
Zeitraum nur ca. 690 000 Män-
ner. Grund: Frauen werden im
Durchschnitt älter.

„Doch wer macht sich schon
mit 40 Jahren Gedanken darü-
ber, ob er mal zum Pflegefall
wird“, fragt sich Karin W. be-
rechtigt. Denn in der Alters-
gruppe der 40- bis 59-Jährigen
sind nur etwa 8,5 Prozent pfle-
gebedürftig. Bei den 70- bis 79-
Jährigen ist es schon fast jeder
vierte, bei den über 80-Jährigen
nimmt der Wert auf knapp 

50 Prozent zu. Bis 2020 wird die
Zahl der Pflegebedürftigen von
heute rund 2,08 Millionen auf
etwa drei Millionen anwachsen.
Gleichzeitig zahlen immer we-
niger Menschen in die gesetz-
liche Pflegeversicherung ein.
Und es ist kaum zu erwarten,
dass bei steigenden Pflegekos-
ten auch die Leistungen aus der
gesetzlichen Pflegeversiche-
rung steigen. Da hilft nur eins:
Privat vorsorgen! Aber wie?
Welche ist die richtige Versiche-
rung für mich?

Bei den privaten Pflegezusatz-
versicherungen gibt es zwei Va-
rianten: Pflegetagegeldtarif
und Pflegekostentarif. Mit einer
Pflegetagegeldversicherung be-
kommt der Pflegebedürftige

später die vereinbarte Summe
zur freien Verfügung. Die Pfle-
gekostenversicherung zahlt
dagegen in erster Linie nachge-
wiesene Pflegekosten, der Ver-
sicherte kann das Geld nicht
frei verwenden. Für die meisten
ist daher die Pflegetagegeld-
versicherung die bessere Wahl,
weil sie dem Kunden mehr Ent-
scheidungsfreiraum lässt. Da-
mit kann zum Beispiel auch 
die häusliche Pflege durch Ver-
wandte bezahlt werden und
man kann auch der Enkelin ein
paar Euro in die Hand geben,
wenn sie Oma vorliest oder mit
ihr Karten spielt. Das dbb vor-
sorgewerk bietet über die DBV-
Winterthur zwei Pflegetage-
geld-Tarife an. Mit dem einen
kann man sich gezielt für die
besonders kostenintensive Pfle-
gestufe III absichern (PTG 3).
Mit dem anderen, welcher von
der Zeitschrift Öko Test übri-
gens als „besonders leistungs-
stark“ bewertet wurde, erhält
man bereits Leistungen ab Pfle-
gestufe I (PTG DYN). Beide Tarife
berücksichtigen mit einem „dy-
namischen“ Pflegegeld auch die
in Zukunft weiter ansteigenden
Pflegekosten. Zudem ist die Bei-
tragsfreiheit im Leistungsfall
garantiert. Und: Im Leistungsfall
müssen keine Kosten nachge-
wiesen werden – das Geld steht
zur freien Verfügung. Es ist aber
auch eine Kombination aus bei-
den Versicherungstypen (PTG 3
und PTG DYN) möglich. mw

Private Pflegeversicherung:

So wichtig wie nie
> Info

Wer im Alter weder von den
Kindern noch vom Sozial-
amt abhängig sein will, der
sollte rechtzeitig vorsorgen.
Informationen bekommen
Sie beim Service-Team des
dbb vorsorgewerk unter
01 80–52 22 170 (14 c/min
aus dem dt. Festnetz) –
Montag bis Freitag 8–18
Uhr oder im Internet unter:
wwwwww..ddbbbb--vvoorrssoorrggeewweerrkk..ddee
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sich auch soziale Klassen,
zum Nachteil der Entwick-
lung des Standortes
Deutschland. Es hat einen
schalen Beigeschmack,
wenn die Vermutung im
Raum stehen bleibt, dass
unsere Jugendlichen im spä-
teren Berufsleben nicht nach
Eignung und Befähigung
ausgewählt, sondern faktisch
nach Herkunft ausgelesen
werden.“ Den gesamten Leit-
artikel, ein hochinteressantes
Interview zum Thema „Lehrer-
Burnout“ mit dem Chefarzt
der Oberbergklinik Berlin-Bran-
denburg, Dr. Bernd Sprenger,
und viele weitere interessante
Neuigkeiten aus Berufspolitik
und den dbb jugend-Verbänden
sowie tolle Gewinnspiele gibt’s
wie immer unter www.tacker-
online.de! �

t@cker
„Ausgewählt“ – pünktlich zur dbb Ge-
werkschaftstagung beschäftigt sich
das dbb jugend magazin in seiner No-
vember-Ausgabe mit dem spannen-
den Thema „Auswahl oder Auslese?“
Der dbb jugend-Vorsitzende Michael
Westphal kritisiert in seinem Leitarti-
kel, dass Bildung, in diesem Land der
wichtigste Rohstoff, nicht für alle
Menschen im gleichen Umfang er-
reichbar ist: „Gerade in Deutschland
ist es eine Frage des familiären Le-
bensstandards, ob ein Gymnasium,
eine Fachhochschule oder eine Uni-
versität besucht werden können
oder eben nicht. Familien mit gesi-
chertem Einkommen, mit gehobe-
nem sozialen Status, legen viel-
fach mehr Wert als andere darauf,
dass ihre Kinder die bestmögliche
Bildung erhalten. So verfestigen 
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Jugend und Internet:

Digitaler  Exhibitionismus

Das Internet. Endlose Wei-
ten. Was einmal hochgela-
den wurde, verschwindet
quasi in einem schwarzen
Loch, um Jahre später . . .

„Unter den gegebenen Um-
ständen müssen wir leider da-
von absehen, Sie zu einem per-
sönlichen Vorstellungsge-
spräch einzuladen“, hatte es in
der Antwort auf die Bewer-
bung geheißen. Die „gegebe-
nen Umstände“ fand der Per-
sonalchef im Internet, wo der
Musterschüler auf einer Inter-
netplattform Bilder und ein-
deutige Kommentare vom letz-
ten Partybesäufnis eingestellt
hatte. Das kommt bei Perso-
nalverantwortlichen gar nicht
gut an, und der Traum von der
Traumausbildung war ge-
träumt.
Der dargestellte Fall ist zwar
fiktiv. Fakt ist aber, dass das

Internet ein beinahe allwis-
sender Datenspeicher ist, der
ständig wächst. Jeder, der
das Netz benutzt, hinterlässt
dort Spuren, die rekonstru-
iert werden können. Im Ex-
tremfall protokollieren zum
Beispiel amerikanische Fir-
men jede Tastatureingabe ih-
rer Mitarbeiter durch so ge-
nannte Keylogger, Spionage-
tools, die unbemerkt auf den
Dienstrechnern laufen. In
Deutschland ist das nicht oh-
ne weiteres erlaubt, weil es
die Persönlichkeitsrechte der
Beschäftigten verletzt. Ledig-
lich unter dem dringenden
Verdacht einer Straftat kann
es Ausnahmen geben.

Den Ruf ruiniert
Meist aber werden gar keine
Keylogger gebraucht, um alles
Mögliche über jemanden he-
rauszufinden, denn besonders
junge Internetnutzer geben
private Daten und Fakten völ-
lig freiwillig preis. Internetfo-
ren, Chatrooms, Foto-Commu-
nities, Blogs, soziale Netzwerke
wie „Myspace“ sowie private
Homepages schießen wie Pilze
aus dem virtuellen Boden und
bilden wahre Sammelbecken
für private Informationen jeg-
licher Art. Und es braucht nicht
einmal einen Hacker, um sehr
klare Profile persönlicher Vor-
lieben zusammenzutragen.
Kombinationsvermögen und
Computerverstand genügen in
der Regel. 

Im Widerspruch zur Sorglosig-
keit steht, dass Jugendliche im
Alter zwischen 14 und
18 Jahren den Ergebnissen ei-
ner im Dezember 2006 veröf-
fentlichten Studie von TNS In-
fratest zur Folge viel besser mit
Internetsicherheit vertraut
sind als ihre Eltern: 97 Prozent
der Jugendlichen mit eigenem
PC räumen Internetsicherheit

> einen hohen Stellenwert ein
und schützen sich zu 71 Pro-
zent mit einer Firewall und zu
84 Prozent mit Anti-Viren-Pro-
grammen vor fremden Zugrif-
fen. 50 Prozent nutzen zusätz-
lich Anti-Spyware-Tools. Gegen
Hacker und Kriminelle, die es
auf Passwörter oder Bankzu-
gangsdaten abgesehen haben,
sind die Jugendlichen also gut
gewappnet und fallen auch
nicht so leicht auf die Internet-
masche „Sie haben gewon-
nen!“ rein. 

Wenn es aber um die Preisga-
be persönlicher Dinge im Inter-
net geht, klinkt sich das Sicher-
heitsgefühl scheinbar aus. Da
werden fröhlich Jux- oder Akt-
fotos online gestellt, bedenkli-
che politische Kommentare in
die Welt gepustet, es wird über
Lehrer gelästert. Die Bilder von
Freundinnen und Freunden
kommen natürlich auch auf
die private Internetseite und
das Lieblingslokal ist ein offe-
nes Geheimnis.

Jeder dritte Personalberater
nutzt übrigens das Internet für
Nachforschungen über mögli-
che neue Mitarbeiter, hat der

Die Bewerbung war perfekt: Saubere Unter-
lagen, ein lückenloser Lebenslauf, beste Schul-
noten und gut bewertete Praktikumsnach-
weise nebst interessanten Arbeitsproben. Eine
Bewerbung, die bei Personalchefs auf und
nicht unter dem Schreibtisch landet. Trotzdem
kam die Absage. Warum? Viele Jugendliche 
gehen sorglos mit dem Internet um und geben
Privates preis, ohne sich über die möglichen
Folgen im Klaren zu sein.
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Bundesverband Deutscher
Unternehmensberater heraus-
gefunden.

Man muss kein
Hacker sein ...

Daten sammeln ist ganz ein-
fach: In einer Internetcommu-
nity finden wir die private 
Homepage von „Silke1991“*.
Frei zugänglich berichtet sie
dort über ihre musikalischen
Vorlieben und ihre Pferdebe-
geisterung. Als Wohnort hat
sie Kassel angegeben, als Ge-
burtsdatum den 12. August
1991. Über ihre dort ebenfalls
angegebene ICQ-Nummer 
können wir über den Instant
Messenger den Nachnamen
herausfinden und googeln ihn.
Wir erfahren, welche Schule
sie besucht. Ihre E-Mail-Adres-
se finden wir heraus, indem
wir auf gut Glück mit „Silke“,
„Müller“, „19“ und „91“ spielen
und einen Punkt zwischen die
möglichen Kombinationen set-
zen. Voilà: silke.1991@abc.com
lautet sie. Mit den erworbenen
Informationen wieder ein biss-
chen die Suchmaschinen ge-
füttert, landen wir in einem
linksextremen Internetforum,
in dem Silke lautstark ihre Ab-

>

neigung gegen die bestehende
Gesellschaftsform kundtut. Ihr
dortiges Pseudonym führt in
einen Blog, der sich mit
schwarzer Magie beschäftigt.
Das Passwort zum dortigen ge-
schützten Bereich finden wir,
indem wir mit Schlagworten
aus dem Internetforum experi-
mentieren. Ab hier wird es

dann endgültig beunruhi-
gend . . .

So entstehen mit wenig Auf-
wand Personenprofile, die
mehr oder weniger Schmei-
chelhaftes zu Tage fördern.
Und das sind nur die Tricks, die
jeder Internetnutzer anwen-
den kann. Technisch Versierte
können beispielsweise über
Suchmaschinen nach be-
stimmten Protokolldateien
und deren Inhalten suchen,
Hacker können noch viel
mehr. . .

Wer also allzu sorglos mit dem
Medium Internet umgeht,
macht sich zum gläsernen
Nutzer. Denn selbst wenn eine
MySpace-Seite gelöscht wurde,
kann niemand garantieren,
dass Daten daraus nicht doch
überleben, zum Beispiel, wenn
jemand die bis dato frei zu-
gänglichen Informationen
längst im Internet weiterver-
breitet hat: Das Netz ist ein
stetig wachsender Schneeball,
der unbedarfte Nutzer noch
nach Jahren überrollen kann.

Achtung: Stalker!
Das Ergebnis der Unbeküm-
mertheit kann nicht nur pein-

>

lich oder rufschädigend sein,
sondern geradezu gefähr-
lich: Was, wenn die angeb-
liche neue Internetfreundin
in Wirklichkeit ein psycho-
tischer Stalker ist, der ganz
schnell alles über Schule,
Disko und Freunde heraus-
findet? 

„Cyberstalking“ nennt sich
ein Phänomen, das die bös-
willige Belästigung argloser
Menschen beschreibt. Frön-
ten Stalker dieser heute 
als kriminell eingestuften
Neigung früher meist per 
Telefon, verlagern sie ihre
Aktivitäten jetzt ins Internet
und belästigen ihre Opfer
mit E-Mails, verleumden 
sie in Internet-Foren oder
verunglimpfen sie auf 
Homepages. 

Je mehr digitale Angriffsflä-
che Menschen Stalkern in
Form frei verfügbarer Infor-
mationen im Internet bieten,
desto größer ist auch die 
Gefahr, zum Opfer zu wer-
den. br

*  Fall konstruiert, Übereinstimmun-
gen mit tatsächlichen Internetnut-
zern sind rein zufällig.

> SSiicchheerrhheeiitt ggeehhtt vvoorr  ––  ddiiee  wwiicchhttiiggsstteenn  TTiippppss

Nutzer sollten sich sehr genau überlegen, was sie ins
Internet stellen. Wer das Netz wie einen interaktiven Fern-
seher nutzt, also surft, Bankgeschäfte abwickelt, Einkäufe
tätigt oder legal Musik herunterlädt, hat wenig zu be-
fürchten, wenn die gängigen Sicherheitsstandards wie 
Firewall, Virenscanner und Antispyware genutzt und 
immer auf dem aktuellen Stand gehalten werden. 

Wer mehr Online-Interaktion sucht, sollte in Foren und
Gästebüchern keine vollen Namen oder den Wohnort
nennen. E-Mail-Adressen sollten keine Rückschlüsse auf
den echten Namen zulassen. Weiter ist es hilfreich, in je-
der Community ein anderes Pseudonym zu verwenden
und keine Fotos oder Dokumente an Fremde zu verschi-
cken. Besitzer privater Homepages sollten darüber hinaus
keine Dateien und Ordner auf dem Rechner freigeben und
ihre Seite am besten auf einem älteren, separaten Rech-
ner betreiben. Auch ein Selbsttest schadet nicht: Was
kann ich im Internet über mich selbst herausfinden, wenn
ich so tue, als kenne ich mich nicht? Wer dabei ins Stau-
nen gerät, hat bereits ein kleines Online-Problem . . . Die
wichtigste Regel für ein sorgenfreies Online-Leben lautet
demnach: Was nicht hochgeladen wurde, kann auch nicht
gefunden werden.

> ... zurückzukommen wie ein Bumerang: Die Bilder von der kleinen Jugendsünde waren doch gelöscht? Denkste! 
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Spitzengespräch mit
Steinbrück

Am 8. Oktober 2007 sind in
Berlin der BDZ-Bundesvorsit-
zende Klaus H. Leprich,
Bundesfinanzminister Peer
Steinbrück und Staatssekretär
Werner Gatzer zu einem 
Spitzengespräch zusammen-
gekommen. Thema waren 
zentrale Forderungen des BDZ
im Zusammenhang mit dem
Projekt „Strukturentwicklung
Zoll“ sowie der bedarfsgerech-

ten Einstellung von Nach-
wuchskräften. Als „großen Er-
folg“ wertete Leprich die Zusa-
ge des Bundesfinanzministers,
die Einstellungsermächtigun-
gen für den mittleren nicht-
technischen Zolldienst und im
gehobenen nichttechnischen
Zolldienst zu erhöhen und die
Übernahmegarantie nach er-
folgreicher Laufbahnprüfung
zu erneuern. �

> BDZ

> Klaus Hilger Leprich,
Bundesvorsitzender des BDZ

> Realschule hat keine Lobby

Der Bundesvorsitzende des Verbandes Deutscher Realschul-
lehrer (VDR), Albert Obert, hat von Politik und Wirtschaft „ein
klares Bekenntnis zur Realschule“ gefordert. „Die Realschule
hat keine Lobby“, kritisierte Obert in der „Süddeutschen Zei-
tung“ (Ausgabe vom 1. Oktober 2007). Im Gegensatz zu an-
deren Schulformen funktioniere die Realschule hervorragend.
„Ein Viertel der deutschen Schüler wählt die Realschule“, sag-
te Obert. „Sie alle erwerben hier gute Berufs- und Aufstiegs-
möglichkeiten.“ �

> Wirtschaftslehrer an Unis ausbilden

Mit Besorgnis hat der Bundesverband der Lehrerinnen und Leh-
rer an Wirtschaftsschulen (VLW) Berichte zur Kenntnis genom-
men, wonach an Universitäten offenbar die Lehrerbildung für
Wirtschaftsschulen abgeschafft werden soll. Mit der Universität
Göttingen gebe es einen ersten Fall. VLW-Bundesvorsitzender
Wolfgang Kehl sagte dazu am 2. Oktober 2007, Göttingen sei 
einer der führenden Standorte für die Ausbildung von Wirt-
schaftspädagogen. „Es ist ein Unding, ein funktionierendes, 
exzellentes Angebot der Lehrerausbildung in der beruflichen 
Bildung kurzerhand zu kippen.“ �

> GDL: Weitere Streiks nicht ausgeschlossen

Auch nach dem Ende ihres 30-stündigen Arbeitskampfes, der
vor allem im Osten Deutschlands für erhebliche Verzögerungen
im Regional- und S-Bahn-Verkehr gesorgt hatte, vermisste die
Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) ein positives
Signal der Bahn. „Der Bahnvorstand muss uns nun endlich ein
verbessertes Angebot vorlegen“, sagte der stellvertretende
GDL-Bundesvorsitzende Claus Weselsky am 26. Oktober 2007
in Frankfurt. Das von der Bahn bisher vorgelegte Angebot sei
nichts weiter als eine „Mogelpackung“: „Die Lokomotivführer
sollen die zehn Prozent Entgeltsteigerung nur dann erhalten,
wenn sie hierfür wöchentlich zwei Stunden länger arbeiten –
das nennen wir ein Nullsummenspiel.“ Gleiches gelte für die
gebotenen 2 000 Euro Einmalzahlung: Diese beinhalteten zum
einen die bereits mit der Tarifgemeinschaft Transnet/GDBA 
vereinbarte Einmalzahlung von 600 Euro. Zusätzlich sollten die 
Lokomotivführer 1 400 Euro für Mehrleistungsstunden erhal-
ten: „Also für eine bereits erbrachte Leistung“, kritisierte der
GDL-Vize.  
Weselsky forderte den Bahnvorstand auf, bis zum 29. Oktober
2007 ein diskutables Angebot vorzulegen. Andernfalls könne
die GDL weitere Streikmaßnahmen nicht ausschließen. Diese
Frist war zum Redaktionsschluss noch nicht abgelaufen. �

Knut Paul als Bundesvor-
sitzender bestätigt

Die Delegierten des 21. Bun-
desdelegiertentages der
bundespolizeigewerkschaft
bgv haben Knut Paul im Amt
des Bundesvorsitzenden be-
stätigt. Hauptthemen des 
21. bgv-Delegiertentages, der
vom 26. bis 28. September
2007 in Dahlewitz bei Berlin
stattfand, waren die Polizeire-
form und die weitere Entwick-
lung des öffentlichen Dienst-

rechts. Knut Paul mahnte  per-
sonalpolitische Maßnahmen
und Verbesserungen bei Besol-
dung und Versorgung an. Ent-
täuscht zeigten sich die Dele-
gierten von der Ansprache des
Staatssekretärs im Bundesin-
nenministerium, August Han-
ning, in der sie neue Informa-
tionen zur Bundespolizeire-
form vermissten. �

> bgv

> Knut Paul, 
Bundesvorsitzender des bgv

Jugendvollzug 
angemessen ausstatten 

Der Bund der Strafvollzugsbe-
diensteten Deutschlands
(BSBD) hat nach den Urteilen
im Prozess um den Foltermord
in der Justizvollzugsanstalt
Siegburg die Bundesländer zu
Konsequenzen aufgefordert.
Die Wirksamkeit des Jugend-
vollzugs müsse durch eine
sachgerechte Personalausstat-
tung weiter verbessert wer-
den, sagte BSBD-Bundesvor-
sitzender Anton Bachl am 
14. Oktober 2007. Nordrhein-
Westfalen habe die Zeichen
der Zeit offenbar verstanden
und mit einer Einstellungsof-
fensive reagiert. Dies sei auch
allen anderen Bundesländern
zu empfehlen. �

> BSBD

> Anton Bachl, 
Bundesvorsitzender des BSBD

Elke Platz-Waury 
wiedergewählt

Prof. Elke Platz-Waury bleibt
für die nächsten vier Jahre
Bundesvorsitzende des Ver-
bandes Hochschule und Wis-
senschaft (vhw). Auf der Ver-
treterversammlung Ende Sep-
tember 2007 wurde sie ein-
stimmig wiedergewählt. Als
Schwerpunkte für die nächs-
ten Monate nannte die vhw-
Vorsitzende die Reform der 
W-Besoldung, die Ermögli-
chung des tenure track (das

Verfahren entspricht der früher
möglichen Verbeamtung auf
Widerruf) für alle Hochschular-
ten und die Bewältigung des
Studierendenhochs.  �

> vhw

> Elke Platz-Waury, 
Bundesvorsitzende des vhw
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> Mehr Sorgfalt für Schulbücher

Der Bundesvorsitzende des Verbandes Bildung und Erzie-
hung (VBE), Ludwig Eckinger, hat den Schulbuchverlagen
ungenügende Recherche vorgeworfen. Die Stiftung Waren-
test war bei einer Untersuchung von Biologie- und Ge-
schichtslehrbüchern zu dem Ergebnis gekommen, die
Schulbücher seien fehlerhaft und didaktisch schwach.
Eckinger sagte am 27. September 2007: „Ich kann mir auch
gut vorstellen, eine Agentur auf Bundesebene einzurich-
ten, die die Qualität überprüft.“ �

> Heinz-Peter Meidinger,
Bundesvorsitzender des DPhV

Steuermehreinnahmen
für bessere Bildung 
einsetzen

Der Deutsche Philologenver-
band (DPhV) hat an die Bundes-
länder appelliert, den Schüler-
rückgang und die steigenden
Steuermehreinnahmen zu nut-
zen, die pädagogischen Arbeits-
bedingungen für Lehrer und
Schüler zu verbessern. Anläss-
lich des Weltlehrertages am 5.
Oktober verwies der DPhV-
Bundesvorsitzende Heinz-Peter
Meidinger darauf, dass in den
letzten beiden Jahrzehnten der
Schüleranstieg in vielen
Bundesländern zum Anlass ge-
nommen wurde, die Arbeitszei-
ten von Lehrern heraufzusetzen

> DPhV

und die Klassengrößen zu erhö-
hen. Es sei höchste Zeit für eine
Wende dieser Politik. „Wir for-
dern alle Landesregierungen
auf, die neu gewonnenen finan-
ziellen Spielräume für eine Ver-
kleinerung von Klassen, für eine
Rücknahme der Arbeitszeiter-
höhungen von Lehrern und für
bessere pädagogische Rahmen-
bedingungen, wie den Ausbau

der Frühförderung, zu nutzen.
Bildungspolitik muss nicht nur
Platz 1 der Sonntagsreden, son-
dern auch Platz 1 der Finanz-
prioritäten einnehmen.“
Zur Aufwertung des Lehrer-
images schlug der DPhV-Vorsit-
zende eine Übereinkunft zwi-
schen Politik und Lehrerverbän-
den vor. Dazu gehöre, dass Poli-

tiker auf die in der Vergangen-
heit häufig praktizierte öffentli-
che Lehrerschelte verzichten,
die Berufsperspektiven in allen
Lehrerlaufbahnen verbessert
und Eignungstests eingeführt
werden, um für den Lehrberuf
ungeeignete Bewerber frühzei-
tig auf andere Berufsfelder zu
verweisen. �
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> Personalie

Trauer um 
Heinz Schulze  
Der ehemalige Bundes-
vorsitzende des BDZ,
Heinz Schulze, ist am 19.
September 2007 im Alter
von 67 Jahren gestorben.
Von 1993 bis 2000 stand
Schulze an der Spitze des
BDZ Deutsche Zoll- und
Finanzgewerkschaft. Von
1998 bis 2000 gehörte er
dem Präsidium der
Union des Finanzperso-

nals in Europa (UFE) an und war Vorsitzender des Zollaus-
schusses der Europäischen Union der Unabhängigen Ge-
werkschaften CESI. Für seine Verdienste wurde er 1999 mit
dem Bundesverdienstorden ausgezeichnet. Schulze gehör-
te auch dem Bundeshauptvorstand und dem Bundesvor-
stand des dbb beamtenbund und tarifunion an. BDZ-Chef
Klaus H. Leprich würdigte das große Engagement und den
persönlichen Einsatz Schulzes. Trotz schwieriger politischer
Rahmenbedingungen habe er sich stets als guter Sachwal-
ter der Belange der Zöllnerinnen und Zöllner erwiesen.  �

> Kranke Lehrer

Der dbb berlin zeigt sich besorgt über den hohen Kranken-
stand bei Berliner Lehrern. Vor allem die Zahl der Langzeit-
erkrankten sei bei den Pädagogen höher als in anderen Be-
rufsgruppen. „Die Zahl ist etwa viermal höher als in ande-
ren Bereichen“, sagte der Vorsitzende des dbb Landesbun-
des, Joachim Jetschmann, dem „Tagesspiegel“ (Ausgabe
vom 12. Oktober 2007). Darauf müsse der Senat reagieren.
Aus der Statistik der Bildungsverwaltung geht hervor, dass
Berlins rund 1 000 langzeitkranke Lehrer im Schnitt 43 Wo-
chen der Arbeit fernbleiben. �

> Altersbezüge erhöhen

Der Seniorenverband BRH fordert, die Altersbezüge endlich
wieder zu erhöhen. Dies erwarteten die nicht mehr im Er-
werbsleben stehenden älteren Mitbürger, heißt es in einer
vom Bundesvorstand am 2. Oktober 2007 verabschiedeten
Entschließung. Die Betroffenen hätten in den vergangenen
Jahren keine oder bestenfalls Anpassungen von wenigen
Cents erhalten, während die Inflationsrate deutlich ange-
zogen hat und die Kosten für Energie, Mieten, Heizung und
Lebensmittel teils außerordentlich gestiegen seien. �

Volker Geyer zum Bundes-
vorsitzenden gewählt

Pakettransport und die Call-
Center-Branche. Zu den Forde-
rungen der DPVKOM gehören
auch einheitliche Standards bei
der Arbeitszeit und den Ur-
laubsregelungen. �

Auf dem Bundesgewerkschafts-
tag der Kommunikationsge-
werkschaft DPV (DPVKOM), der
vom 27. bis 29. September
2007 in Bonn stattfand, ist Vol-
ker Geyer zum neuen Bundes-
vorsitzenden gewählt worden.
Nunmehr gelte es, die Zukunft
zu gestalten, im gewerkschaft-
lichen Wettbewerb mit über-
zeugenden Positionen zu agie-
ren und durch persönliches En-
gagement die Menschen zu be-
geistern, erklärte Geyer. Die
Kommunikationsgewerkschaft
forderte branchenspezifische
Mindestlöhne auch für den 

> Siegfried Damm, 
Bundesvorsitzender 
der VDStra. 

Zusammenarbeit mit
Land intensivieren 

Schleswig-Holsteins Landes-
regierung und der dbb Lan-
desbund wollen künftig noch
besser zusammenarbeiten.
Darauf zielt eine Erklärung,
die das Innenministerium,
dbb schleswig-holstein und

DGB Nord am 26. September
2007 in Kiel unterzeichneten.
Danach muss laut Innenminis-
terium ein Verhandlungspart-
ner dem anderen mitteilen,
wenn aus seiner Sicht eine 

Einigung über ein Thema nicht
erzielt werden kann. Binnen ei-
ner Woche kann die andere
Seite Stellung nehmen. Sie ist
auch berechtigt, ein Spitzenge-
spräch zu verlangen. dbb Lan-
deschefin Anke Schwitzer sag-
te, durch die Vereinbarung
werde für klare Verhältnisse
und ein „geordnetes Konflikt-
management“ gesorgt. �

> dbb schleswig-holstein

> Anke Schwitzer,
Vorsitzende des 
dbb schleswig-holstein

Siegfried Damm 
bleibt Vorsitzender 

Grünes Licht für die Gründung
einer gemeinnützigen Stiftung
haben die Delegierten des
VDStra. in Köln  gegeben. Die

> VDStra.

Stiftung soll den Mitgliedern
der Fachgewerkschaft der Stra-
ßen- und Verkehrsbeschäftig-
ten VDStra. und ihren Angehö-

rigen in Zukunft schnelle Hilfe
gewähren können, wenn die
Beschäftigten bei ihrer ge-
fahrvollen Tätigkeit im Ver-
kehrsraum verletzt werden
oder gar tödlich verunglü-
cken. Der Bundesverbandstag
wählte am 1. Oktober 2007
einen neuen Geschäftsfüh-
renden Bundesvorstand. Der
bisherige Bundesvorsitzende
Siegfried Damm  wurde mit
93 Prozent der Stimmen für
weitere fünf Jahre in seinem
Amt bestätigt. �

> DPVKOM

> Volker Geyer, 
Bundesvorsitzender 
der DPVKOM 
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SScchhlleecchhttee  NNootteenn::  Die
erhielt Starkoch Jamie Oliver
von den britischen Schulkin-
dern für seine Initiative zu bes-
serem Schulessen. Er überzeug-
te zwar die Regierung davon,
sich in einer 686 Millionen Euro
teuren Kampagne für vollwerti-
ge Nahrung einzusetzen, doch
die Kids beharren weiterhin auf
fettige und ungesunde Burger
und Pommes. Jeder vierte
Schüler meidet inzwischen so-
gar die Schulkantine. Allerdings
liegt dies nicht in erster Linie
am Geschmack der nahrhaften
Kost, sondern am Preis. Vor al-
lem Kinder aus ärmeren Famili-
en können sich die Mahlzeiten
nach den Rezepten Olivers
nicht leisten. Frage: Wie viele
Schulessen könnten mit 686
Millionen Euro subventio-
niert werden?

RReeaall  MMaaddrriidd
pprraannggtt auf dem
Rumpf, das Vereinswap-
pen auf dem Heck des
neuen vereinseigenen
Jets des Spanischen Re-
kordmeisters Real Ma-
drid. Allerdings hat der
Flieger seine Macken, wie
sich bei der Einweihung auf 
der Route zum Champions-
League-Spiel bei Lazio Rom 
herausstellte. Die 20 Jahr alte
Maschine vom Typ McDonnell
MD 83 hatte mehrere Jahre
ausrangiert in der Wüste ge-
standen und war danach für
den Fußballclub generalüber-
holt worden. Dennoch dröhnt
der Jet so laut, dass die gelten-
den Höchstwerte für Länder
mit strengen Lärmschutzbe-

>

>

die ein schweres Foul begehen,
müssen als Strafe mehrere
Stunden gemeinnützige Arbeit
leisten, etwaige Gewinne sol-
len Entwicklungsländern zu-
gute kommen, und Fans erhal-
ten verbilligte Eintrittskarten,
wenn sie auf die Gegner belei-
digende Spruchbänder verzich-

ten. Kardinalstaatssekretär
Tarcisio Bertone ist von der

Initiative der Bischöfe be-
geistert. Jetzt wünscht
er sich eine Mann-
schaft für den Vatikan,
die in der obersten Li-
ga, Serie A, mitspielt.
Tabellenführer dort ist
zurzeit der Club Anco-
na Calcio.

DDaass  vveerrfflliixxttee
ssiieebbttee  JJaahhrr  ist inzwi-

schen das sechste, denn
laut Statistik werden die

meisten Ehen in Deutschland
bereits nach gut fünf Jahren
geschieden. Treibende Kraft bei
den Trennungen sind – wiede-
rum statistisch betrachtet –
die Frauen. In 56 Prozent der
Fälle ergreifen sie die Tren-
nungsinitiative. Geheiratet
wird in Deutschland demge-
genüber immer später. Lag das
Durchschnittsalter der Männer
vor zehn Jahren noch bei 
30 und bei den Frauen bei 
27 Jahren, schließen – durch-
schnittlich betrachtet – heute
den Bund fürs Leben erst Män-
ner mit 33 und Frauen mit 30
Jahren. Das und noch vieles
mehr ist dem Statistischen
Jahrbuch 2007 zu entnehmen,
das das Statistische Bundes-
amt Anfang Oktober in Berlin
vorgestellt hat. sm

>

stimmungen bei weitem über-
schritten werden. Für das Spiel
am 28. November gegen Wer-
der Bremen werden die Madri-
der deshalb wohl ein anderes
Flugzeug chartern müssen.
Dass wiederum wird die mit-
fliegenden Journalisten freuen,
die sich über den schlechten
Bordservice beklagt hatten, ob-
wohl die Flugtickets 1 900 Euro
gekostet hatten. Beim Romflug
war ein Omelett serviert wor-
den, das so trocken wie eine
Schuhsohle gewesen sei.
Einige betuch-
te Ge-

schäfts-
leute und
treue Fans berührt das
offenbar alles nicht, denn sie
zahlen für das Mitfliegen jähr-
lich 65 000 Euro – allerdings in-
klusive Hotelkosten und Tribü-
nenkarten.

ZZuu  jjuunngg,, zumindest zum
Autofahren, war ein dreizehn-
jähriger Schüler aus Porta
Westfalica, der an einem spä-
ten Sonntagabend in Barkhau-
sen unterwegs war. Einer Poli-
zeistreife war nicht etwa die
unsichere Fahrweise des Fah-
rers aufgefallen, sondern das
junge Gesicht. Als die Beamten
den Wagen anhielten, versuch-

>

ach-
tet hat-

ten. Es handel-
te sich dabei um den Vater

des Jungen, der verbotenerwei-
se Fahrunterricht erteilt hatte.
Anzeige folgt.

FFuußßbbaallll  ((vveerr))bbiinnddeett –
jetzt sogar die Gläubigen an die
Kirche. Finanzkräftige Katholi-
ken und das Sportzentrum der
italienischen Bischofskonferenz
haben 80 Prozent des Drittligis-
ten AC Ancona gekauft. Damit
Fußball wieder ein Instrument
der Erziehung werde ohne auf
wirtschaftliche Interessen ab-
zuzielen, hat der Club einen Eh-
renkodex aufgestellt. Spieler

>

te der Beifahrer zwar noch auf
den Fahrersitz zu wechseln,
doch vergeblich, weil die Poli-

zisten die Aktion
genau be-

ob-




